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ERSTER TEIL 

Allgemeine Bestimmungen und 
Weiterentwicklung des Hochschulwesens 

§ 1 
Geltungsbereich 

(1) Staatliche Hochschulen der Freien und Hansestadt 
Hamburg sind: 

1. die Universität Hamburg, 
2. die Hochschule für angewandte Wissenschaften 

Hamburg, 
3. die HWP - Hamburger Universität für Wirtschaft und 

Politik, 
4. die Hochschule für bildende Künste, 
5. die Hochschule für Musik und Theater, 
6. die Technische Universität Hamburg-Harburg, 
7. die Fachhochschule für Öffentliche Verwaltung. 

(2) Dieses Gesetz gilt für die in Absatz 1 Nummern 1 bis 
6 genannten Hochschulen. Es regelt ferner die staatliche 
Anerkennung von Bildungseinrichtungen, die nicht 
staatliche Hochschulen sind, als Hochschulen. Die 
Rechtsverhältnisse der Fachhochschule für Öffentliche 
Verwaltung werden durch ein besonderes Gesetz gere-
gelt. 

(3) Staatliche Hochschulen werden durch Gesetz errich-
tet und aufgehoben. 

(4) Dieses Gesetz findet auf die Körperschaft des öffent-
lichen Rechts „Universitätsklinikum Hamburg-
Eppendorf (UKE)“, eine Gliedkörperschaft der Universi-
tät Hamburg, Anwendung, soweit das Gesetz zur Errich-
tung der Körperschaft „Universitätsklinikum Hamburg-
Eppendorf“ vom. 12. September 2001 (HmbGVBl. S. 
375), geändert am 14. Mai 2002 (HmbGVBl. S. 75), in 
der jeweils geltenden Fassung nichts anderes bestimmt. 

 

§ 2 
Rechtsstellung, Ziel- und Leistungsvereinbarungen 

(1) Die Hochschulen, Einrichtungen der Freien und 
Hansestadt Hamburg, sind rechtsfähige Körperschaften 
des öffentlichen Rechts mit dem Recht der Selbstverwal-
tung. Die Überführung von Hochschulen in eine andere 
Rechtsform bedarf eines Gesetzes. 

(2) Die Hochschulen regeln ihre Selbstverwaltungsange-
legenheiten durch eine Grundordnung und weitere Sat-
zungen. 

(3) Die Hochschulen und die Freie und Hansestadt 
Hamburg, vertreten durch die zuständige Behörde, tref-
fen verbindliche Ziel- und Leistungsvereinbarungen über 
die Wahrnehmung ihrer Aufgaben. Die Vereinbarungen 
sind jährlich fortzuschreiben. Die Ziel- und Leistungs-
vereinbarungen regeln für die Globalzuweisung nach § 6 
Absatz 1 deren Aufteilung sowie die anzuwendenden 
Kennzahlen und Indikatoren. Die Ziel- und Leistungs-
vereinbarungen sollen die Verfahren für die Feststellung 
des Zielerreichungsgrades und die sich aus dem Zieler-
reichungsgrad ergebenden Konsequenzen regeln. 

 

§ 3 
Gemeinsame Aufgaben der Hochschulen 

(1) Die Hochschulen dienen je nach ihrer besonderen 
Aufgabenstellung (§ 4) der Pflege und der Entwicklung 
der Wissenschaften und der Künste durch Forschung, 
Lehre, Studium und Weiterbildung in einem freiheitli-
chen, demokratischen und sozialen Rechtsstaat. Sie 
bereiten auf berufliche Tätigkeiten und Aufgaben vor, 
für die die Anwendung wissenschaftlicher Erkenntnisse 
und wissenschaftlicher Methoden oder die Fähigkeit zu 
künstlerischer Gestaltung erforderlich oder nützlich ist. 
Sie fördern die Nutzung ihrer Forschungs- und Entwick-
lungsergebnisse in der Praxis. Sie orientieren sich bei 
der Wahrnehmung ihrer Aufgaben an den Grundsätzen 
einer nachhaltigen Entwicklung.  

(2) Die Hochschulen sorgen dafür, dass die Qualität 
ihrer Arbeit in Forschung und Lehre, zur Förderung des 
wissenschaftlichen und künstlerischen Nachwuchses und 
zur Erfüllung des Gleichstellungsauftrages systematisch 
und regelmäßig bewertet wird. Bei den Qualitätsbewer-
tungsverfahren sind interne und externe Sachverständige 
zu beteiligen. Bei der Bewertung der Lehre sind die 
Studierenden zu beteiligen, insbesondere wirken sie in 
den dafür eingesetzten Gremien mit. Die Hochschulen 
treffen in Satzungen die näheren Bestimmungen über die 
Qualitätsbewertungsverfahren und veröffentlichen die 
Ergebnisse der Bewertungen. 

(3) Die Hochschulen stellen unter Berücksichtigung der 
Qualitätsbewertungen nach Absatz 2 Struktur- und Ent-
wicklungspläne auf und schreiben sie fort; sie sind dabei 
an die Strukturentscheidungen der staatlichen Hoch-
schulplanung gebunden. Sofern Vereinbarungen nach § 
2 Absatz 3 nicht rechtzeitig zu Stande kommen, können 
die zu erbringenden Leistungen und die zu erreichenden 
Ziele durch die staatliche Hochschulplanung festgelegt 
werden. 

(4) Die Hochschulen tragen zur Verwirklichung der 
Gleichstellung von Frauen und Männern und zur Erhö-
hung des Anteils von Frauen in allen Bereichen bei, in 
denen diese unterrepräsentiert sind. Sie wirken darauf 
hin, dass die für die weiblichen Hochschulmitglieder 
bestehenden Nachteile beseitigt werden. Sie stellen ins-
besondere Frauenförderpläne auf und erlassen Richtli-
nien zur Erhöhung des Anteils von Frauen am wissen-
schaftlichen und künstlerischen Personal, in die insbe-
sondere auch Regeln über die entsprechende Ausschrei-
bung von Stellen aufzunehmen sind. Sie sind verpflich-
tet, auf eine angemessene Vertretung von Frauen in den 
Organen der Hochschule hinzuwirken. Sie legen in Ab-
ständen von zwei Jahren Erfahrungsberichte über die 
Frauenförderung nach diesem Gesetz vor. 

(5) Die Hochschulen beteiligen sich an Veranstaltungen 
der Erwachsenenbildung. Sie fördern die Weiterbildung 
ihres Personals. 
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(6) Die Hochschulen wirken an der sozialen Förderung 
der Studierenden mit; sie berücksichtigen die besonderen 
Bedürfnisse von Studierenden mit Kindern und von 
behinderten Studierenden. Sie fördern die Integration 
behinderter Studierender und ermöglichen für diese 
insbesondere beim Studium und bei den Prüfungen einen 
Nachteilsausgleich. Sie fördern in ihrem Bereich die 
sportlichen und kulturellen Interessen ihrer Mitglieder. 

(7) Die Hochschulen fördern die internationale Zusam-
menarbeit im Hochschulbereich und den Austausch 
zwischen deutschen und ausländischen Hochschulen; sie 
berücksichtigen die besonderen Bedürfnisse ausländi-
scher Studierender.  

(8) Die Hochschulen wirken bei der Wahrnehmung ihrer 
Aufgaben untereinander und mit anderen Forschungs- 
und Bildungseinrichtungen zusammen. Mehrere Hoch-
schulen können zur Erfüllung gemeinsamer Aufgaben 
Vereinbarungen treffen, besondere Entscheidungsorgane 
bilden und mit Einwilligung der zuständigen Behörde 
gemeinsame Einrichtungen schaffen.  

(9) Die Hochschulen können zur Unterstützung bei der 
Wahrnehmung ihrer Aufgaben Vereinbarungen mit 
Unternehmen treffen sowie mit Einwilligung der zustän-
digen Behörden Unternehmen gründen oder sich an 
Unternehmen beteiligen. 

 

§ 4 
Aufgaben einzelner Hochschulen 

(1) Der Universität Hamburg obliegt die Weiterentwick-
lung der Wissenschaften durch Forschung und die Ver-
mittlung einer wissenschaftlichen Ausbildung. Ziel der 
Ausbildung ist die Befähigung zur selbständigen An-
wendung und Entwicklung wissenschaftlicher Methoden 
und Erkenntnisse. Die Universität Hamburg bildet den 
wissenschaftlichen Nachwuchs heran. 

(2) Die Hochschule für angewandte Wissenschaften 
Hamburg vermittelt eine Ausbildung auf wissenschaftli-
cher oder künstlerischer Grundlage. Ziel der Ausbildung 
ist die Vorbereitung auf berufliche Tätigkeitsfelder, die 
die selbständige Anwendung wissenschaftlicher Metho-
den und Erkenntnisse oder die Fähigkeit zu künstleri-
scher Gestaltung erfordern. Die Hochschule nimmt pra-
xisnahe Forschungs- und Entwicklungsaufgaben wahr. 

(3) Die HWP – Hamburger Universität für Wirtschaft 
und Politik - vermittelt eine wissenschaftliche Ausbil-
dung und eine Ausbildung auf wissenschaftlicher 
Grundlage, deren Ziel die Befähigung zu selbständiger 
Arbeit in beruflichen Tätigkeitsfeldern von Wirtschaft 
und Politik ist. Ihr obliegt die Weiterentwicklung der 
Wissenschaften durch Forschung. Sie bildet den wissen-
schaftlichen Nachwuchs heran. Sie soll die Didaktik der 
Erwachsenenbildung weiterentwickeln und nutzbar 
machen. 

 
 
 
 
 

(4) Der Hochschule für bildende Künste obliegt die 
Weiterentwicklung von Kunst und Wissenschaft in den 
Bereichen bildende Kunst, Kommunikation und Gestal-
tung. Sie vermittelt eine künstlerische und wissenschaft-
liche Ausbildung. Ziel der Ausbildung ist die Befähi-
gung zu selbständiger Arbeit in diesen Bereichen. Sie 
bildet den künstlerischen und wissenschaftlichen Nach-
wuchs heran. 

(5) Der Hochschule für Musik und Theater obliegt die 
Weiterentwicklung von Kunst und Wissenschaft in den 
Bereichen Musik und Theater. Sie vermittelt eine künst-
lerische und wissenschaftliche Ausbildung. Ziel der 
Ausbildung ist die Befähigung zu selbständiger Arbeit in 
diesen Bereichen. Sie bildet den künstlerischen und 
wissenschaftlichen Nachwuchs heran. 

(6) Der Technischen Universität Hamburg-Harburg 
obliegt die Weiterentwicklung der Wissenschaften ins-
besondere in den Bereichen Technik und Naturwissen-
schaften durch Forschung und die Vermittlung einer 
wissenschaftlichen Ausbildung. Ziel der Ausbildung ist 
die Befähigung zur selbständigen Anwendung und Ent-
wicklung wissenschaftlicher Methoden und Erkenntnis-
se. Die Technische Universität Hamburg-Harburg bildet 
den wissenschaftlichen Nachwuchs heran. 

(7) Die Hochschulausbildung für die Lehrämter an Schu-
len obliegt vornehmlich der Universität Hamburg. Die 
anderen Hochschulen wirken im Rahmen ihrer Aufgaben 
daran mit. 

 

§ 5 
Selbstverwaltung 

(1) Die Hochschulen nehmen ihre Selbstverwaltungs-
angelegenheiten unter der Rechtsaufsicht der zuständi-
gen Behörde selbständig wahr. 
 
(2) Selbstverwaltungsangelegenheiten sind alle Angele-
genheiten, die nicht staatliche Auftragsangelegenheiten 
sind.  
 

§ 6 
Finanzierung, staatliche Auftragsangelegenheiten, 

Gebühren und Entgelte 

(1) Die Freie und Hansestadt Hamburg stellt den Hoch-
schulen die zur Erfüllung ihrer Aufgaben erforderlichen 
Grundstücke, Einrichtungen und Haushaltsmittel zur 
Verfügung. Die Hochschulen erhalten jährlich eine Glo-
balzuweisung, die sich an den in Forschung und Lehre, 
bei der Förderung des wissenschaftlichen und künstleri-
schen Nachwuchses und bei der Erfüllung des Gleich-
stellungsauftrages geforderten und erbrachten Leistun-
gen orientiert. Die Globalzuweisung besteht aus dem 
Grundbudget, das sich an absoluten Belastungsparame-
tern orientiert, und dem indikatorengesteuerten 
Leistungs- 
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budget, dessen Indikatorendefinition und Berechnungs-
modus mittelfristig gleich bleiben sollen. Die Globalzu-
weisung wird auf der Grundlage einer dreijährigen Be-
darfs- und Entwicklungsplanung festgelegt. Daneben 
können den Hochschulen Innovationsmittel zugewiesen 
werden, die als konkreter Finanzbetrag für bestimmte 
Ziele vereinbart werden. 

(2) Die Hochschulen nehmen als staatliche 
Auftragsangelegenheiten wahr: 

1. die Bewirtschaftung der ihnen zugewiesenen Haus-
haltsmittel einschließlich des Gebühren-, Kassen- 
und Rechnungswesens,  

2. die Verwaltung der ihnen zur Verfügung gestellten 
Grundstücke und Einrichtungen sowie die Mitwir-
kung bei der Planung und Realisierung solcher Ein-
richtungen; die Hochschulen sind an der Planung 
frühzeitig zu beteiligen, 

3. die Personalangelegenheiten der Angehörigen des 
öffentlichen Dienstes an den Hochschulen und die 
Einstellung von Personal, soweit die Entscheidung 
nicht durch Gesetz oder auf Grund eines Gesetzes 
staatlichen Stellen vorbehalten ist, 

4. die Ermittlung der Ausbildungskapazität und die 
Vorschläge für die Festsetzung der Zulassungszah-
len. 

(3) Im Benehmen mit den Hochschulen kann ihnen die 
Wahrnehmung weiterer Angelegenheiten, die mit ihren 
Aufgaben zusammenhängen, als staatliche Auftragsan-
gelegenheit übertragen werden. Die Hochschulen kön-
nen mit Einwilligung der zuständigen Behörde vereinba-
ren, dass eine von ihnen staatliche Auftragsangelegen-
heiten für eine andere wahrnimmt oder mehrere Hoch-
schulen staatliche Auftragsangelegenheiten gemeinsam 
wahrnehmen. 

(4) In Auftragsangelegenheiten sind die staatlichen Vor-
schriften anzuwenden. Die zuständige Behörde übt die 
Fachaufsicht grundsätzlich durch Richtlinien und allge-
meine Weisungen aus; soweit Ziel- und Leistungsver-
einbarungen nach § 2 Absatz 3 abgeschlossen worden 
sind, gelten allein die Regelungen in diesen Vereinba-
rungen. 

(5) Die Hochschulen können auf Grund von Satzungen 
Gebühren und Entgelte für besondere Leistungen und 
für die Benutzung ihrer Einrichtungen erheben (Gebüh-
rensatzungen). Für das weiterbildende Studium werden 
mindestens kostendeckende Gebühren erhoben. 

(6) Das Studium in Studiengängen nach § 52 und in 
Bachelor- und Masterstudiengängen nach § 54 ist für 
Studierende mit Studienguthaben gebührenfrei. Ein 
Studienguthaben erhalten Studierende solcher 
Studiengänge mit Hauptwohnung in der Freien und 
Hansestadt Hamburg oder in ihrer Metropolregion. Die 
Grenzen der Metropolregion werden durch 
Rechtsverordnung des Senats festgelegt. Das Stu-
dienguthaben wird einmalig gewährt und umfasst die 
Semesterzahl der jeweiligen Regelstudienzeit zuzüglich 
vier weiterer Semester; bei konsekutiven Studiengängen 
nach § 54 Absatz 4 werden die Regelstudienzeiten des 
Bachelor- und des Masterstudiengangs zusammen-
gezählt. Die Sätze 1 bis 4 gelten nicht für postgraduale 

nicht für postgraduale Masterprogramme. 

 
(7) Soweit kein Studienguthaben nach Absatz 6 zur 
Verfügung steht, erheben die Hochschulen für die in 
Absatz 6 Satz 1 genannten Studiengänge Studiengebüh-
ren.  
 
(8) Die Studiengebühren betragen für jedes Semester 
500 Euro. Der Senat wird ermächtigt, durch 
Rechtsverordnung die Studiengebühren nach Satz 1 
veränderten Verhältnissen anzupassen. Die Hochschulen 
treffen durch Satzung die näheren Bestimmungen über 
die Studiengebühren, insbesondere über 
 
1. das Verfahren bei Teilzeitstudierenden, 
2. die Studiengebühren beim Doppelstudium nach § 36 

Absatz 2, 
3. die Berücksichtigung von Beurlaubungszeiten, 
4. die Anrechnung von Studienzeiten an anderen Hoch-

schulen, 
5. das Verfahren beim Zweitstudium, 
6. die in diesem Gesetz nicht geregelten begründeten 

Ausnahmefälle, in denen Studierende von der Ge-
bührenpflicht befreit sind, 

7. die zur Geltendmachung der Studiengebühren erfor-
derlichen Informationspflichten der Studierenden ge-
genüber den Hochschulen. 

(9) Von der Zahlung der Studiengebühren befreit sind 
Studierende, 

1. die für ihr Studium Leistungen nach dem Bundes-
ausbildungsförderungsgesetz erhalten, 

2. für Zeiträume, in denen sie ein Kind im Vorschulal-
ter pflegen und erziehen oder während ihres Studi-
ums gepflegt und erzogen haben, 

3. für bis zu zwei Semester, in denen sie in Selbstver-
waltungsorganen der Hochschule oder der Studie-
rendenschaften tätig sind oder tätig waren, oder 

4. die als Doktorandinnen oder Doktoranden nach § 70 
Absatz 5 immatrikuliert sind. 

(10) Die Studiengebühren sind auf Antrag der oder des 
Studierenden im Einzelfall teilweise oder ganz zu erlas-
sen oder zu stunden, wenn die Einziehung der Gebühr zu 
einer unbilligen Härte führen würde. Eine unbillige 
Härte liegt in der Regel vor bei 

1. studienzeitverlängernden Auswirkungen einer 
Behinderung oder chronischen Erkrankung,  

2. studienzeitverlängernden Folgen als Opfer einer 
Straftat, 

3. einer wirtschaftlichen Notlage in zeitlich unmittelba-
rer Nähe zum letzten Abschnitt der Abschlussprü-
fung oder 

4. Mängeln der Studienorganisation der Hochschule, 
auf Grund derer ein Studienabschluss innerhalb der 
in Absatz 6 Satz 4 genannten Gesamtstudienzeiten 
nicht möglich war; solche Mängel der Studienorgani-
sation liegen insbesondere vor, wenn nicht ausrei-
chend Seminar- und Laborplätze angeboten werden. 
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(11) Die Einnahmen aus den Studiengebühren stehen 
der Hochschule zur Wahrnehmung ihrer Aufgaben in 
Studium und Lehre zusätzlich zur Verfügung. 

 

§ 7 
Angehörige des öffentlichen Dienstes 

(1) Die Beamtinnen und Beamten, die Angestellten so-
wie die Arbeiterinnen und Arbeiter an den Hochschulen 
sind Angehörige des öffentlichen Dienstes der Freien 
und Hansestadt Hamburg. 

(2) Die Präsidentinnen oder Präsidenten sind Dienstvor-
gesetzte aller Beamtinnen und Beamten an ihrer Hoch-
schule mit Ausnahme der Mitglieder des Präsidiums. 

 

ZWEITER TEIL 

Mitglieder der Hochschulen 

Erster Abschnitt 
Allgemeine Bestimmungen 

§ 8 
Mitglieder und Angehörige der Hochschulen 

(1) Mitglieder einer Hochschule als Körperschaft sind 
die in der Hochschule hauptberuflich Beschäftigten 
sowie die immatrikulierten Studierenden einschließlich 
der Doktorandinnen und Doktoranden. Die Grundord-
nung kann bestimmen, dass weitere Personen Mitglieder 
einer Hochschule als Körperschaft sind. 

(2) Die Grundordnung regelt die Rechte und Pflichten 
der Mitglieder sowie der Personen, die Angehörige der 
Hochschule werden sollen, ohne deren Mitglieder als 
Körperschaft zu sein. 

 

§ 9 
Allgemeine Rechte und Pflichten 

(1) Die Hochschulen und ihre Mitglieder sind gehalten, 
die ihnen durch Artikel 5 Absatz 3 des Grundgesetzes 
und durch dieses Gesetz verbürgte Freiheit in Lehre und 
Studium, Forschung und Kunst im Bewusstsein ihrer 
Verantwortung vor der Gesellschaft auf der Grundlage 
der verfassungsmäßigen Ordnung zu nutzen und zu 
bewahren. Die Hochschulen und ihre Mitglieder dürfen 
Mittel Dritter für Lehre, Forschung und Kunst nicht 
unter Bedingungen annehmen, die deren Freiheit oder 
die Freiheit des Studiums beeinträchtigen. 

(2) Die Mitglieder der Hochschulen haben, unbeschadet 
weitergehender Verpflichtungen aus einem Dienst- oder 
Arbeitsverhältnis, im gegenseitigem Zusammenwirken 
dazu beizutragen, dass die Hochschulen und deren Or-
gane die ihnen nach diesem Gesetz obliegenden Aufga-
ben erfüllen können, und sich so zu verhalten, dass nie-
mand gehindert wird, seine Rechte und Pflichten an den 
Hochschulen wahrzunehmen. 

 
 
 

(3) Die Mitwirkung an der Selbstverwaltung ist Recht 
und Pflicht der Mitglieder. Für Studierende, die in der 
Selbstverwaltung tätig sind, soll ein Ausgleich durch 
Sitzungsentgelte vorgesehen werden, wenn mit der Tä-
tigkeit in einem Gremium üblicherweise eine erhebliche 
zeitliche Belastung verbunden ist. 

(4) Niemand darf wegen seiner Tätigkeit in der Selbst-
verwaltung benachteiligt werden. Die Übernahme einer 
Funktion in der Selbstverwaltung kann nur abgelehnt 
werden, wenn wichtige Gründe dafür vorliegen; das 
Nähere können die Hochschulen durch Satzung bestim-
men. 

 

§ 10 
Gruppen 

(1) Für die Vertretung in den Gremien bilden je eine 
Gruppe: 

1. die Professorinnen und Professoren sowie die Juni-
orprofessorinnen und Juniorprofessoren (Hochschul-
lehrerinnen und Hochschullehrer), 

2. die Studierenden, 

3. die wissenschaftlichen und künstlerischen Mitarbei-
terinnen und Mitarbeiter (akademisches Personal), 

4. das Technische, Bibliotheks- und Verwaltungsperso-
nal (TVP). 

(2) Die Hochschule regelt durch Satzung die Zuordnung 
anderer Mitglieder zu diesen Gruppen nach deren Quali-
fikation, Funktion, Verantwortung und Betroffenheit.  

 

Zweiter Abschnitt 

Wissenschaftliches und künstlerisches Personal, 
Unterrichtstutorinnen und Unterrichtstutoren 

§ 11 
Freiheit von Lehre und Forschung 

(1) Soweit die selbständige Abhaltung von Lehrveran-
staltungen zu den dienstlichen Aufgaben von Angehöri-
gen des wissenschaftlichen und künstlerischen Personals 
gehört, umfasst die Freiheit der Lehre (Artikel 5 Absatz 
3 Satz 1 des Grundgesetzes), unbeschadet des Artikels 5 
Absatz 3 Satz 2 des Grundgesetzes, im Rahmen der zu 
erfüllenden Lehraufgaben insbesondere die Abhaltung 
von Lehrveranstaltungen und deren inhaltliche und me-
thodische Gestaltung sowie das Recht auf Äußerung von 
wissenschaftlichen und künstlerischen Lehrmeinungen. 
Entscheidungen der zuständigen Hochschulorgane in 
Fragen der Lehre sind insoweit zulässig, als sie sich auf 
die Organisation des Lehrbetriebs, die Aufstellung und 
Einhaltung von Studien- und Prüfungsordnungen und 
die Bewertung der Lehre beziehen; sie dürfen die Frei-
heit im Sinne von Satz 1 nicht beeinträchtigen. 
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(2) Soweit die Forschung zu den dienstlichen Aufgaben 
von Angehörigen des wissenschaftlichen Personals ge-
hört, umfasst die Freiheit der Forschung (Artikel 5 Ab-
satz 3 Satz 1 des Grundgesetzes) insbesondere die Fra-
gestellung, die Grundsätze der Methodik sowie die Be-
wertung des Forschungsergebnisses und seine Verbrei-
tung. Entscheidungen der zuständigen Hochschulorgane 
in Fragen der Forschung sind insoweit zulässig, als sie 
sich auf die Organisation des Forschungsbetriebs, die 
Förderung und Abstimmung von Forschungsvorhaben 
und auf die Bildung von Forschungsschwerpunkten 
beziehen; sie dürfen die Freiheit im Sinne von Satz 1 
nicht beeinträchtigen. Die Sätze 1 und 2 gelten für die 
Angehörigen des künstlerischen Personals und für künst-
lerische Entwicklungsvorhaben entsprechend. 

 

§ 12 
Dienstliche Aufgaben der Hochschullehrerinnen und 

Hochschullehrer 

(1) Professorinnen und Professoren nehmen die ihrer 
Hochschule jeweils obliegenden Aufgaben in Wissen-
schaft und Kunst, Forschung und Lehre in ihren Fächern 
nach näherer Ausgestaltung ihres Dienstverhältnisses 
selbständig wahr. 

(2) Sie sind im Rahmen der für ihr Dienstverhältnis 
geltenden Regelungen verpflichtet, Lehrveranstaltungen 
ihrer Fächer in allen grundständigen und postgradualen 
Studiengängen sowie im weiterbildenden Studium abzu-
halten und die zur Sicherstellung des Lehrangebots ge-
fassten Beschlüsse der Hochschulorgane zu verwirkli-
chen. In der Vorlesungszeit haben die Lehrverpflichtun-
gen grundsätzlich Vorrang vor anderen Aufgaben; eine 
Vertretung ist nur aus wichtigem Grund mit Genehmi-
gung des zuständigen Hochschulorgans zulässig. 

(3) Sie können auf begrenzte Zeit für Aufgaben der 
Forschung in ihrem Fach, für Entwicklungsaufgaben im 
Rahmen angewandter Forschung oder für künstlerische 
Entwicklungsaufgaben von anderen Aufgaben ganz oder 
teilweise freigestellt werden. 

(4) Zu ihren Aufgaben im Sinne des Absatzes 1 gehören 
insbesondere auch: 

1. die Mitwirkung an Hochschul- und Staatsprüfungen 
sowie an kirchlichen Prüfungen nach Maßgabe der 
Prüfungsordnungen, 
 

2. die Studienfachberatung, 

3. die Mitwirkung an der Studienreform und an Quali-
tätsbewertungsverfahren nach § 3 Absatz 2, 

4. die Betreuung des wissenschaftlichen und künstleri-
schen Nachwuchses, soweit dies zu den Aufgaben 
der Hochschule gehört, 

5. die Mitwirkung an der Verwaltung der Hochschule, 
 
 
 
 
 
 

6. die Wahrnehmung von Aufgaben in der Krankenver-
sorgung, soweit diese zu den Aufgaben der Hoch-
schule gehört, 

7. die Wahrnehmung von Aufgaben nach § 6 Absatz 3. 

Auf ihren Antrag soll die Hochschule die Wahrnehmung 
von Aufgaben in Einrichtungen der Wissenschafts- oder 
Kunstförderung, die überwiegend aus staatlichen Mitteln 
finanziert werden, zur dienstlichen Aufgabe erklären, 
wenn sie nach den Feststellungen der Hochschule mit 
der Erfüllung der übrigen dienstlichen Aufgaben verein-
bar ist. 

(5) Sie sind im Rahmen der für ihr Dienstverhältnis 
geltenden Regelungen verpflichtet, die fachliche Betreu-
ung des Studiums einzelner Studierender zu überneh-
men.  

(6) Sie sind auf Anforderung ihrer Hochschule ver-
pflichtet, Gutachten einschließlich der dazu erforderli-
chen Untersuchungen ohne besondere Vergütung zu 
erstellen. Ist der Hochschule der Auftrag zur Erstellung 
des Gutachtens von einer Behörde oder staatlichen Ein-
richtung übertragen worden, hat diese der Hochschule 
alle entstandenen Kosten zu erstatten, soweit nicht zwi-
schenbehördliche Vereinbarungen die Kostentragung 
abweichend regeln. 

(7) Art und Umfang der im Einzelfall wahrzunehmenden 
Aufgaben richten sich unter Beachtung der Absätze 1 bis 
4 nach der Ausgestaltung des Dienstverhältnisses und 
der Funktionsbeschreibung der Stelle. Die Festlegung 
steht unter dem Vorbehalt einer Überprüfung in ange-
messenen Abständen.  

(8) Die Absätze 1 bis 7 gelten für Juniorprofessorinnen 
und Juniorprofessoren entsprechend. Ihre Aufgaben sind 
so festzulegen, dass ihnen hinreichend Zeit zur Erbrin-
gung der zusätzlichen wissenschaftlichen Leistungen 
nach § 15 Absatz 4 bleibt. 

 

§ 13 
Berufungen 

(1) Die Hochschullehrerinnen und Hochschullehrer 
werden vom Präsidium der Hochschule berufen. Bei der 
Berufung soll in der Regel nach der vorgeschlagenen 
Reihenfolge verfahren werden. 

(2) Absatz 1 Satz 1 gilt für Bleibeverhandlungen ent-
sprechend. 

 

§ 14 
Berufungsvorschläge 

(1) Die Hochschule überprüft bei frei werdenden Profes-
suren und Juniorprofessuren die zukünftige Verwendung 
der Stelle entsprechend den Grundsatzbeschlüssen des 
Hochschulrats nach § 84 Absatz 1 Nummer 4. Professu- 
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ren und Juniorprofessuren, die wiederbesetzt werden 
sollen, sind von der Hochschule öffentlich auszuschrei-
ben; von einer Ausschreibung kann im Fall des § 16 
Absatz 2 Satz 1 Nummer 4 zweiter Halbsatz abgesehen 
werden. 

(2) In den Hochschulen werden Berufungsausschüsse 
gebildet, die rechtzeitig die Berufungsvorschläge aufstel-
len. Ihnen gehören Vertreterinnen und Vertreter der in § 
10 Absatz 1 Nummern 1 bis 3 genannten Gruppen an. 
Die Professorinnen und Professoren verfügen mindes-
tens über die absolute Mehrheit der Sitze und Stimmen. 
Mindestens zwei Professorinnen oder Professoren im 
Berufungsausschuss dürfen nicht Mitglieder der Hoch-
schule nach § 8 Absatz 1 sein; diese Personen werden 
von der Präsidentin oder dem Präsidenten benannt. Bei 
Bildung des Berufungsausschusses auf der Ebene der 
Selbstverwaltungseinheiten nach § 90 Absatz 3 kann die 
Präsidentin oder der Präsident die Benennung der exter-
nen Mitglieder des Berufungsausschusses nach Satz 4 
auf die Leitungsorgane der genannten Selbstverwal-
tungseinheiten delegieren. Die in § 10 Absatz 1 Num-
mern 2 und 3 genannten Gruppen entsenden je eine 
Vertreterin oder einen Vertreter.  

(3) Berufungsvorschläge sollen eine Liste von drei Per-
sonen enthalten. Nichtbewerberinnen und Nichtbewerber 
dürfen vorgeschlagen werden. Frauen sind bei gleich-
wertiger Qualifikation bevorzugt zu berücksichtigen, 
solange der Frauenanteil in einer Selbstverwaltungsein-
heit nach § 90 Absatz 3, bei Hochschulen ohne solche 
Selbstverwaltungseinheiten in der Hochschule insgesamt 
50 vom Hundert nicht erreicht; Ausnahmen sind nur 
zulässig, wenn in der Person eines Mitbewerbers 
schwerwiegende Gründe sozialer Art vorliegen. Die 
Hochschulen können durch Satzung von Satz 3 Halbsatz 
1 abweichende Regelungen treffen. 

(4) Bei der Berufung auf eine Professur können Junior-
professorinnen und Juniorprofessoren der eigenen Hoch-
schule nur dann berücksichtigt werden, wenn sie nach 
ihrer Promotion die Hochschule gewechselt hatten oder 
mindestens zwei Jahre außerhalb der berufenden Hoch-
schule wissenschaftlich tätig waren. Wissenschaftliche 
und künstlerische Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der 
eigenen Hochschule können bei der Berufung auf eine 
Professur nur in begründeten Ausnahmefällen berück-
sichtigt werden; zusätzlich müssen die Voraussetzungen 
des Satzes 1 vorliegen. 

(5) Wird Personen übergangsweise bis zur endgültigen 
Besetzung einer Professur die Wahrnehmung der Auf-
gaben einer Professur übertragen, sind die Absätze 1 bis 
4 nicht anzuwenden. 

(6) Die Hochschulen treffen in Satzungen (Berufungs-
ordnungen) die näheren Regelungen über ihre Verfah-
ren. Dabei  sind Regelungen vorzusehen, die eine Erhö-
hung des Anteils von Frauen in der Professorenschaft 
zum Ziel haben; in diesem Rahmen ist eine angemessene 
Vertretung von Frauen in den Berufungsausschüssen 
sicherzustellen. 

 
 

§ 15 
Einstellungsvoraussetzungen für  
Professorinnen und Professoren  

(1) Einstellungsvoraussetzungen für Professorinnen und 
Professoren sind neben den allgemeinen dienstrechtli-
chen Voraussetzungen  

1. ein abgeschlossenes Hochschulstudium, 
2. die pädagogische Eignung für die Lehre an der 

Hochschule, 
3. die besondere Befähigung zu wissenschaftlicher oder 

künstlerischer Arbeit und 
4. darüber hinaus je nach den Anforderungen der Stelle 
a) zusätzliche wissenschaftliche (Absatz 4) oder zusätz-

liche künstlerische Leistungen (Absatz 5) oder 
b) besondere Leistungen bei der Anwendung oder Ent-

wicklung wissenschaftlicher Erkenntnisse und Me-
thoden in einer mindestens fünfjährigen beruflichen 
Praxis, von der mindestens drei Jahre außerhalb des 
Hochschulbereichs ausgeübt worden sein müssen. 

(2) Die pädagogische Eignung wird in der Regel durch 
entsprechende Leistungen im Rahmen der Juniorprofes-
sur nachgewiesen. 

(3) Die besondere Befähigung zu wissenschaftlicher 
Arbeit (Absatz 1 Nummer 3) wird in der Regel durch 
eine qualifizierte Promotion nachgewiesen; an die Stelle 
der Promotion kann eine gleichwertige wissenschaftliche 
Leistung treten. 

(4) Die zusätzlichen wissenschaftlichen Leistungen nach 
Absatz 1 Nummer 4 Buchstabe a werden in der Regel im 
Rahmen einer Juniorprofessur erbracht. Sie können auch 
im Rahmen einer Tätigkeit als wissenschaftliche Mitar-
beiterin oder wissenschaftlicher Mitarbeiter an einer 
Hochschule oder einer außeruniversitären Forschungs-
einrichtung oder im Rahmen einer wissenschaftlichen 
Tätigkeit in der Wirtschaft oder im Rahmen einer ande-
ren gleichwertigen Tätigkeit im In- oder Ausland er-
bracht werden. Sie sollen nicht Gegenstand eines Prü-
fungsverfahrens sein. 

(5) Bei Professuren mit künstlerischen Aufgaben werden 
die besondere Befähigung zu künstlerischer Arbeit (Ab-
satz 1 Nummer 3) und die zusätzlichen künstlerischen 
Leistungen (Absatz 1 Nummer 4 Buchstabe a) durch 
entsprechende hervorragende Leistungen während einer 
mehrjährigen künstlerischen Tätigkeit nachgewiesen. 

(6) Bei Professuren in der Hochschule für angewandte 
Wissenschaften Hamburg müssen die Einstellungsvor-
aussetzungen nach Absatz 1 Nummer 4 Buchstabe b 
nachgewiesen werden; in besonders begründeten Aus-
nahmefällen können auch Personen berufen werden, die 
die Einstellungsvoraussetzungen nach Absatz 1 Nummer 
4 Buchstabe a erfüllen. 
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(7) Die Einstellung setzt bei Professuren mit ärztlichen, 
zahnärztlichen oder tierärztlichen Aufgaben außerdem 
voraus, dass zusätzlich die Anerkennung als Gebietsärz-
tin oder Gebietsarzt, Gebietszahnärztin oder Gebiets-
zahnarzt oder Gebietstierärztin oder Gebietstierarzt 
nachgewiesen wird, sofern für das betreffende Gebiet 
nach Landesrecht eine entsprechende Weiterbildung 
vorgesehen ist. Auf eine Professur mit erziehungswis-
senschaftlichen oder fachdidaktischen Aufgaben in der 
Lehrerausbildung kann nur berufen werden, wer eine 
dreijährige Schulpraxis oder entsprechende andere Pra-
xiserfahrungen nachweist. 

(8) Soweit es den Eigenarten des Faches und den Anfor-
derungen der Stelle entspricht, kann abweichend von 
den Absätzen 1 bis 6 und Absatz 7 Satz 2 auch einge-
stellt werden, wer die allgemeinen dienstrechtlichen 
Voraussetzungen erfüllt, hervorragende fachbezogene 
Leistungen in der Praxis und die pädagogische Eignung 
nachweist. 

 

§ 16 
Dienstrechtliche Stellung der Professorinnen 

und Professoren 

(1) Professorinnen und Professoren werden, soweit sie in 
das Beamtenverhältnis berufen werden, vorbehaltlich 
des Satzes 2 und des Absatzes 2 zu Beamtinnen oder 
Beamten auf Lebenszeit ernannt. Sie sollen zunächst zu 
Beamtinnen oder Beamten auf Probe ernannt werden, 
wenn sie nicht bereits Professorin, Professor, Juniorpro-
fessorin, Juniorprofessor, Hochschuldozentin, Hoch-
schuldozent, Oberassistentin, Oberassistent, Oberingeni-
eurin, Oberingenieur, wissenschaftliche oder künstleri-
sche Assistentin oder wissenschaftlicher oder künstleri-
scher Assistent gewesen sind; die Probezeit dauert ein 
Jahr. 

(2) Professorinnen und Professoren können zu Beamtin-
nen oder Beamten auf Zeit ernannt werden 

1. zur Wahrnehmung der Funktion von Oberärztinnen 
oder Oberärzten für höchstens sechs Jahre oder, so-
weit die nach § 19 Absatz 3 für die wissenschaftliche 
Assistentur zulässige Gesamtdienstzeit nicht ausge-
schöpft worden ist, für höchstens neun Jahre, 

2. zur Gewinnung von Personen, die in der Wissen-
schaft, der Kunst oder sonst in ihrer Berufspraxis 
hervorragende Leistungen aufweisen können, für 
höchstens sechs Jahre,  

3. für eine befristete Tätigkeit im Hochschulbereich, 
wenn dem Land die entstehenden Kosten ganz oder 
überwiegend von dritter Seite erstattet werden, für 
höchstens sechs Jahre, 

4. wenn es sich um die erste Berufung in ein Professo-
renamt handelt, für höchstens sechs Jahre; das Beam-
tenverhältnis kann in ein Beamtenverhältnis auf Le-
benszeit umgewandelt werden, wenn die Hochschule 
zuvor ein Bewertungsverfahren durchgeführt hat, 
dessen Ergebnis positiv war.  

 
 
 

Eine Verlängerung ist nur nach § 24 zulässig. Die erneu-
te Einstellung als Professorin oder Professor unter Beru-
fung in das Beamtenverhältnis auf Zeit ist zulässig 

1. in den Fällen des Satzes 1 Nummern 1 und 2, soweit 
die zulässige Amtszeit nicht ausgeschöpft worden ist 
und die verbleibende Amtszeit mindestens zwei Jahre 
beträgt, 

2. im Fall des Satzes 1 Nummer 3. 

(3) Professorinnen und Professoren können ohne ihre 
Zustimmung in ein gleichwertiges Amt an einer anderen 
Hochschule abgeordnet oder versetzt werden, wenn die 
Hochschule oder die Hochschuleinrichtung, an der sie 
tätig sind, aufgelöst oder mit einer anderen Hochschule 
zusammengeschlossen wird oder wenn die Studien- oder 
Fachrichtung, in der sie tätig sind, ganz oder teilweise 
aufgegeben oder an eine andere Hochschule verlegt 
wird. In diesen Fällen beschränkt sich die Mitwirkung 
der aufnehmenden Hochschule oder Hochschuleinrich-
tung bei der Einstellung auf eine Anhörung. 

(4) Erfordert der Aufgabenbereich einer Hochschulein-
richtung eine regelmäßige oder planmäßige Anwesenheit 
von Professorinnen und Professoren, kann die Arbeits-
zeit für bestimmte Beamtengruppen nach § 76 des Ham-
burgischen Beamtengesetzes in der Fassung vom 29. 
November 1977 (HmbGVBl. S. 367), zuletzt geändert 
am 30.Januar 2001 (HmbGVBl. S. 19) in der jeweils 
geltenden Fassung geregelt werden. 

(5) Professorinnen und Professoren haben ihren Erho-
lungsurlaub während der vorlesungsfreien Zeit zu neh-
men. Ausnahmen sind zulässig, soweit 

1. der Lehrveranstaltungsplan eine andere Regelung 
erfordert, 

2. Belange der Krankenversorgung oder der betriebli-
chen Sicherheit anderenfalls nicht gewahrt werden 
können; das notwendige Lehrangebot ist sicherzu-
stellen. 

(6) Bei Professuren, bei denen die Verbindung zur Pra-
xis aufrechterhalten werden soll, oder in anderen be-
gründeten Fällen ist die Beschäftigung im Beamten-
verhältnis im Umfang von mindestens der Hälfte der 
Aufgaben einer vollen Professur zulässig, wenn die 
Stelle entsprechend ausgeschrieben worden ist. 

(7) Professorinnen und Professoren stehen nach dem 
Eintritt in den Ruhestand ausschließlich die mit der 
Lehrbefugnis verbundenen Rechte zur Abhaltung von 
Lehrveranstaltungen und zur Beteiligung an Prüfungs-
verfahren zu. 

§ 17 
Akademische Bezeichnung 

„Professorin“ oder „Professor“,  
Lehrbefugnis als Privatdozentin oder Privatdozent 

(1) Die Hochschule kann Personen, die sich durch her-
vorragende, denjenigen einer Professorin oder eines 
Professors entsprechende Leistungen ausgezeichnet und 
in der Regel seit mindestens drei Jahren an einer Hoch- 
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schule erfolgreich selbständig gelehrt haben, die akade-
mische Bezeichnung „Professorin“ oder "Professor" 
verleihen. 

(2) Die Hochschulen verleihen habilitierten Wissen-
schaftlerinnen und Wissenschaftlern, die die akademi-
sche Lehrbefähigung haben, auf Antrag die Lehrbefug-
nis als Privatdozentin oder Privatdozent; damit gewähren 
sie keinen Anspruch auf einen Arbeitsplatz in der Hoch-
schule. 

(3) Mit der Ernennung zur Professorin oder zum Profes-
sor ist zugleich die akademische Bezeichnung „Professo-
rin“ oder "Professor" verliehen. 

(4) Die Hochschulen regeln das Nähere durch Satzung. 

 

§ 18 
Einstellungsvoraussetzungen für Juniorprofessorin-

nen und Juniorprofessoren 
 

(1) Einstellungsvoraussetzungen für Juniorprofessorin-
nen und Juniorprofessoren sind neben den allgemeinen 
dienstrechtlichen Voraussetzungen 

1. ein abgeschlossenes Hochschulstudium,  

2. pädagogische Eignung, 

3. besondere Befähigung zu wissenschaftlicher Arbeit, 
die in der Regel durch die herausragende Qualität einer 
Promotion nachgewiesen wird. 

(2) Juniorprofessorinnen und Juniorprofessoren mit 
ärztlichen, zahnärztlichen oder tierärztlichen Aufgaben 
sollen zusätzlich die Anerkennung als Gebietsärztin oder 
Gebietsarzt, Gebietszahnärztin oder Gebietszahnarzt 
oder Gebietstierärztin oder Gebietstierarzt nachweisen, 
soweit für das betreffende Gebiet nach Landesrecht eine 
entsprechende Weiterbildung vorgesehen ist. 

(3) Auf eine Juniorprofessur mit erziehungswissen-
schaftlichen oder fachdidaktischen Aufgaben in der 
Lehrerausbildung soll nur berufen werden, wer eine 
dreijährige Schulpraxis oder vergleichbare Praxiserfah-
rungen nachweist. 

(4) Sofern vor oder nach der Promotion eine Beschäfti-
gung als wissenschaftliche Mitarbeiterin oder wissen-
schaftlicher Mitarbeiter oder als wissenschaftliche Hilfs-
kraft erfolgt ist, sollen Promotions- und Beschäftigungs-
phase zusammen nicht mehr als sechs Jahre, im Bereich 
der Medizin nicht mehr als neun Jahre betragen haben. 
Verlängerungen nach § 57 b Absatz 4 Satz 1 Nummern 
1 und 3 bis 5 des Hochschulrahmengesetzes in der Fas-
sung vom 19. Januar 1999 (BGBl. I S. 19), zuletzt geän-
dert am 8. August 2002 (BGBl. I S. 3138), bleiben hier-
bei außer Betracht; § 57 b Absatz 2 Satz 1 des genannten 
Gesetzes gilt entsprechend. 

(5) Die in Absatz 4 genannte Frist von sechs Jahren gilt 
insbesondere dann nicht, wenn in dem betreffenden 
Fachgebiet längere Beschäftigungszeiten als wissen-
schaftliche Mitarbeiterin oder als wissenschaftlicher 
Mitarbeiter erforderlich sind. 

 

 
§ 19 

Dienstrechtliche Stellung der Juniorprofessorinnen 
und Juniorprofessoren 

(1) Juniorprofessorinnen und Juniorprofessoren werden 
für die Dauer von drei Jahren zu Beamtinnen oder Be-
amten auf Zeit ernannt. Das Dienstverhältnis der Junior-
professorin oder des Juniorprofessors soll mit ihrer oder 
seiner Zustimmung im Laufe des dritten Jahres um wei-
tere drei Jahre verlängert werden, wenn sie oder er sich 
als Hochschullehrerin oder Hochschullehrer bewährt hat; 
anderenfalls kann das Dienstverhältnis mit Zustimmung 
der Juniorprofessorin oder des Juniorprofessors um 
höchstens ein Jahr verlängert werden. Eine weitere Ver-
längerung ist abgesehen von den Fällen des § 24 nicht 
zulässig; dies gilt auch für eine erneute Einstellung als 
Juniorprofessorin oder Juniorprofessor. 

(2) § 16 Absätze 3 bis 5 findet auf Juniorprofessorinnen 
und Juniorprofessoren entsprechende Anwendung. 

 

§§ 20 – 23 
(aufgehoben) 

 

§ 24 
Sonderregelungen für Beamtinnen und Beamte auf 

Zeit 

Soweit Hochschullehrerinnen und Hochschullehrer oder 
wissenschaftliche und künstlerische Mitarbeiterinnen 
und Mitarbeiter Beamtinnen oder Beamte auf Zeit sind, 
ist das Dienstverhältnis, sofern dienstliche Gründe nicht 
entgegenstehen, auf Antrag der Beamtin oder des Beam-
ten aus den in Satz 2 genannten Gründen zu verlängern. 
Gründe für eine Verlängerung sind: 

1. Beurlaubung aus arbeitsmarktpolitischen Gründen 
nach § 95 a des Hamburgischen Beamtengesetzes 
oder aus familiären Gründen nach § 89 des Hambur-
gischen Beamtengesetzes in der jeweils geltenden 
Fassung, 

2. Beurlaubung zur Ausübung eines mit dem Amt zu 
vereinbarenden Mandats nach § 95 b des Hamburgi-
schen Beamtengesetzes in der jeweils geltenden Fas-
sung, 

3. Beurlaubung für eine wissenschaftliche oder künstle-
rische Tätigkeit oder eine außerhalb des Hochschul-
bereichs oder im Ausland durchgeführte wissen-
schaftliche, künstlerische oder berufliche Aus-, Fort- 
oder Weiterbildung, 

4. Grundwehr- und Zivildienst oder  

5. Inanspruchnahme von Elternzeit nach der Hamburgi-
schen Erziehungsurlaubsverordnung vom 7. Dezem-
ber 1999 (HmbGVBl. S. 279, 283), geändert am 11. 
September 2001 (HmbGBVl S. 337, 338, 384), in der 
jeweils geltenden Fassung sowie ein Beschäftigungs- 
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verbot nach den §§ 1 bis 3 der Hamburgischen Mutter-
schutzverordnung vom 7. Dezember 1999 (HmbGVBl. 
1999 S. 279, 282, 2000 S. 94), geändert am 11. Septem-
ber 2001 (HmbGVBl. S. 337, 338, 384), in der jeweils 
geltenden Fassung in dem Umfang, in dem eine Er-
werbstätigkeit nicht erfolgt ist. 

Satz 1 gilt entsprechend im Fall einer  

1. Teilzeitbeschäftigung, 

2. Ermäßigung der Arbeitszeit nach der in Satz 2 
Nummer 2 genannten Bestimmung oder  

3. Freistellung zur Wahrnehmung von Aufgaben in 
einer Personal- oder Schwerbehindertenvertretung 
oder zur Wahrnehmung von Aufgaben der Frauen-
förderung,  

wenn die Ermäßigung mindestens ein Fünftel der regel-
mäßigen Arbeitszeit betrug. Eine Verlängerung darf den 
Umfang der Beurlaubung, Freistellung oder der Ermäßi-
gung der Arbeitszeit und in den Fällen des Satzes 2 
Nummern 1 bis 3 und des Satzes 3 die Dauer von jeweils 
zwei Jahren nicht überschreiten. Mehrere Verlängerun-
gen nach Satz 2 Nummern 1 bis 4 und Satz 3 dürfen 
insgesamt die Dauer von drei Jahren nicht überschreiten. 
Verlängerungen nach Satz 2 Nummer 5 dürfen, auch 
wenn sie mit anderen Verlängerungen zusammentreffen, 
insgesamt vier Jahre nicht überschreiten. Die Sätze 5 
und 6 gelten nicht für wissenschaftliche und künstleri-
sche Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter. 

 

§ 25 
Lehrkräfte für besondere Aufgaben 

Soweit überwiegend eine Vermittlung praktischer Fer-
tigkeiten und Kenntnisse erforderlich ist, die nicht die 
Einstellungsvoraussetzungen für Hochschullehrerinnen 
und Hochschullehrer erfordert, kann diese Lehrkräften 
für besondere Aufgaben übertragen werden. Sie führen 
die Lehrveranstaltungen nach Maßgabe der Funktions-
beschreibung der Stelle oder des Lehrveranstaltungs-
plans selbständig oder unter der fachlichen Verantwor-
tung von Professorinnen, Professoren, Hochschuldozen-
tinnen, Hochschuldozenten, Oberassistentinnen, Oberas-
sistenten, Oberingenieurinnen oder Oberingenieuren 
durch. 

 

§ 26 
Lehrbeauftragte 

(1) Zur Ergänzung des Lehrangebots, an künstlerisch-
wissenschaftlichen Hochschulen auch zur Sicherung des 
Lehrangebots in einem Fach können Lehraufträge erteilt 
werden. Die Lehrbeauftragten nehmen die ihnen über-
tragenen Lehraufgaben selbständig wahr. Der Umfang 
eines Lehrauftrags soll die Hälfte der Lehrverpflichtung 
von Professorinnen und Professoren nicht überschreiten. 
Ein Lehrauftrag ist grundsätzlich zu befristen. 

(2) Erhalten Mitglieder der Hochschule einen Lehrauf-
trag, bleibt ihre Rechtsstellung in der Hochschule unbe-
rührt. 

 

(3) Der Lehrauftrag ist ein öffentlich-rechtliches Rechts-
verhältnis eigener Art; er begründet kein Dienst- oder 
Arbeitsverhältnis. Der Lehrauftrag ist zu vergüten; dies 
gilt nicht, wenn die Lehrbeauftragten auf eine Vergütung 
verzichten oder wenn die durch den Lehrauftrag entste-
hende Belastung bei der Bemessung der Dienstaufgaben 
von Angehörigen des öffentlichen Dienstes entsprechend 
berücksichtigt wird. 

(4) Die Hochschulen regeln das Nähere durch Satzung. 

 

§ 27 
Dienstliche Aufgaben der wissenschaftlichen und  
künstlerischen Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter 

(1) Den wissenschaftlichen Mitarbeiterinnen und Mitar-
beitern obliegen wissenschaftliche Dienstleistungen. 

(2) Zu den wissenschaftlichen Dienstleistungen gehört es 
auch, den Studierenden Fachwissen und praktische Fer-
tigkeiten unter der Verantwortung von Hochschullehre-
rinnen oder Hochschullehrern zu vermitteln und sie in 
der Anwendung wissenschaftlicher Methoden zu unter-
weisen, soweit dies zur Gewährleistung des erforderli-
chen Lehrangebots notwendig ist. Zu ihren Aufgaben 
gehört die Mitwirkung bei der Studienfachberatung. Im 
Bereich der klinischen Medizin sind sie auch in der 
Krankenversorgung tätig. Wissenschaftlichen Mitarbei-
terinnen und Mitarbeitern kann nach näherer Bestim-
mung der Hochschule auch die selbständige Wahrneh-
mung von Aufgaben in Lehre und Forschung übertragen 
werden.  

(3) Soweit wissenschaftliche Mitarbeiterinnen und Mit-
arbeiter dem Aufgabenbereich einer Hochschullehrerin 
oder eines Hochschullehrers zugewiesen sind, sind diese 
weisungsbefugt. 

(4) Die Absätze 1 bis 3 gelten für künstlerische Mitar-
beiterinnen und Mitarbeiter entsprechend. 

 

§ 28 
Befristete Beschäftigungsverhältnisse 

(1) Bei wissenschaftlichen Mitarbeiterinnen oder Mitar-
beitern, die die Promotion oder eine vergleichbare Quali-
fikation anstreben, soll die Dauer der Beschäftigung drei 
Jahre nicht überschreiten. Sie werden grundsätzlich mit 
der Hälfte der regelmäßigen Arbeitszeit des öffentlichen 
Dienstes beschäftigt. Ihnen ist Gelegenheit zur Vorberei-
tung einer Promotion oder einer vergleichbaren Qualifi-
kation zu geben; dafür erhalten sie in Ausnahmefällen 
von Satz 2 bei voller Beschäftigung mindestens ein Drit-
tel der Arbeitszeit, bei Teilzeitbeschäftigung mit mehr 
als der Hälfte der regelmäßigen Arbeitszeit einen ent-
sprechend geringeren Arbeitszeitanteil. Die ihnen über-
tragenen Aufgaben sollen zugleich der angestrebten 
Qualifikation förderlich sein. 

(2) Befristet beschäftigten wissenschaftlichen 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern, deren Aufgaben nach  
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ihrem Arbeitsvertrag auch der Erbringung zusätzlicher 
wissenschaftlicher Leistungen (§ 15 Absatz 1 Nummer 4 
Buchstabe a) dienen sollen, ist im Rahmen ihrer Dienst-
aufgaben ein Zeitanteil von mindestens einem Drittel der 
vertraglich vereinbarten Arbeitszeit zur eigenen wissen-
schaftlichen Arbeit zu gewähren. 

 

§ 29 
Einstellungsvoraussetzungen für wissenschaftliche 

und  
künstlerische Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter 

Einstellungsvoraussetzungen sind neben den allgemei-
nen dienstrechtlichen Voraussetzungen  

1. ein den Aufgaben entsprechendes abgeschlossenes 
Hochschulstudium, im Fall des § 28 Absatz 2 eine 
qualifizierte Promotion oder eine qualifizierte zweite 
Staatsprüfung, in den Ingenieurwissenschaften ein 
qualifizierter Studienabschluss, in den akademischen 
Heilberufen neben der Promotion eine qualifizierte, 
das Studium oder die Ausbildung abschließende 
Staatsprüfung (wissenschaftliche Mitarbeiterinnen 
und Mitarbeiter) oder 

2. der Nachweis der erforderlichen künstlerischen Be-
fähigung durch ein abgeschlossenes Hochschulstudi-
um oder mehrjährige Berufstätigkeit (künstlerische 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter). 

 

§ 30 
Personen mit ärztlichen Aufgaben 

An der Hochschule tätige Personen mit ärztlichen, zahn-
ärztlichen oder tierärztlichen Aufgaben, die nicht Profes-
sorinnen, Professoren, Juniorprofessorinnen, Juniorpro-
fessoren, Hochschuldozentinnen, Hochschuldozenten, 
Oberassistentinnen, Oberassistenten oder wissenschaftli-
che Assistentinnen oder Assistenten sind, sind in der 
Regel dienst- und mitgliedschaftsrechtlich den wissen-
schaftlichen Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern gleichge-
stellt. 

 

§ 31 
Beamtenrecht, Angestellte 

(1) Soweit dieses Gesetz nichts anderes bestimmt, gelten 
für das beamtete wissenschaftliche und künstlerische 
Personal die allgemeinen beamtenrechtlichen Vorschrif-
ten. 

(2) Wissenschaftliches und künstlerisches Personal kann 
auch in einem Angestelltenverhältnis beschäftigt wer-
den. In diesem Fall sind die Vorschriften dieses Ab-
schnitts sinngemäß anzuwenden. 

 
 

§ 32 
Nebenberuflich tätige Professorinnen und Professo-

ren  
in künstlerischen Studiengängen 

(1) In künstlerischen Studiengängen können Professo-
rinnen und Professoren nebenberuflich in einem öffent-
lich-rechtlichen Beschäftigungsverhältnis mit weniger 
als der Hälfte der Lehrverpflichtung ihrer hauptberuflich 
tätigen Kolleginnen und Kollegen befristet oder unbe-
fristet beschäftigt werden. Die für hauptberufliche Pro-
fessorinnen und Professoren geltenden Regelungen 
dieses Gesetzes sind entsprechend anzuwenden. 

(2) Das Beschäftigungsverhältnis ist zu befristen, wenn 
die wahrzunehmende Aufgabe von begrenzter Dauer 
oder wenn die künstlerische Aktualität wesentlicher 
Grund der Beschäftigung ist. Das Beschäftigungsver-
hältnis kann befristet werden, wenn das Fortbestehen der 
hauptberuflichen Tätigkeit in der bei Vertragsschluss 
bestehenden Form einer der Gründe der Beschäftigung 
ist. Das Beschäftigungsverhältnis kann ohne Angabe von 
Gründen bis zum Ablauf des ersten Monats eines Semes-
ters zum Semesterende gekündigt werden. 

(3) Das Beschäftigungsverhältnis wird durch öffentlich-
rechtlichen Vertrag in Anlehnung an die beamtenrechtli-
chen Vorschriften geregelt. 

 

§ 33 
Unterrichtstutorinnen und Unterrichtstutoren 

(1) Unterrichtstutorinnen und Unterrichtstutoren haben 
die Aufgabe, Studierende und studentische Arbeitsgrup-
pen in ihrem Studium zu unterstützen. Ihre Tätigkeit ist 
in der Regel einer bestimmten Lehrveranstaltung zuge-
ordnet. 

(2) Als Unterrichtstutorinnen und Unterrichtstutoren 
können Studierende mit besonderer fachlicher Qualifika-
tion oder Personen mit abgeschlossenem Hochschulstu-
dium bestellt werden.  

(3) Für die fachliche und didaktische Betreuung der 
Unterrichtstutorinnen und Unterrichtstutoren sind die die 
Lehrveranstaltung durchführenden Personen verantwort-
lich. 

(4) Die Hochschulen regeln das Nähere durch Satzung. 

 

§ 34 
Lehrverpflichtung 

(1) Der Senat regelt durch Rechtsverordnung nach An-
hörung der Hochschulen die dienstrechtliche Lehrver-
pflichtung des hauptberuflichen wissenschaftlichen und 
künstlerischen Personals. 
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(2) Bei der Festlegung der Lehrverpflichtung sind die 
Beanspruchung durch sonstige dienstliche Aufgaben, 
insbesondere die Forschung und die Krankenversorgung, 
sowie der unterschiedliche Zeitaufwand für die Vorbe-
reitung, Durchführung und Nachbereitung der verschie-
denen Arten von Lehrveranstaltungen zu berücksichti-
gen. 

 
(3) Es soll ermöglicht werden, dass Lehrende ihre Lehr-
verpflichtung im Durchschnitt in mehreren aufeinander 
folgenden Semestern erfüllen können, und dass Lehren-
de einer Lehreinheit mit der gleichen Lehrverpflichtung 
ihre Lehrverpflichtungen innerhalb eines bestimmten 
Zeitraumes untereinander ausgleichen können. 

 

Dritter Abschnitt 
Die Studierenden 

§ 35 
Mitgliedschaft 

(1) Die Studierenden werden durch die Immatrikulation 
Mitglieder einer Hochschule. Sie verlieren die Mitglied-
schaft durch die Exmatrikulation. 

(2) Werden Studierende nach § 36 Absatz 2 Satz 1 für 
mehrere Teilstudiengänge oder nach § 36 Absatz 2 Satz 
2 für ein zulässiges Doppelstudium immatrikuliert und 
finden die Teilstudiengänge oder das Doppelstudium an 
mehreren Hochschulen statt, werden die Studierenden 
Mitglieder aller dieser Hochschulen. 
 

§ 36 
Immatrikulation 

(1) Zu immatrikulieren sind Personen, die die für den 
gewählten Studiengang erforderliche Hochschulzu-
gangsberechtigung besitzen und bei denen kein Versa-
gungsgrund vorliegt. Zulassungsbeschränkungen werden 
durch besonderes Gesetz geregelt. 

(2) Studierende werden für einen Studiengang immatri-
kuliert, in den Fällen des § 52 Absatz 5 unter Angabe 
der Teilstudiengänge. Für einen weiteren Studiengang 
(Doppelstudium) können sie in begründeten Ausnahme-
fällen immatrikuliert werden, auch wenn der weitere 
Studiengang an einer anderen Hochschule absolviert 
wird; eine ordnungsgemäße Durchführung der beiden 
Studiengänge muss gewährleistet sein. 

(3) Die Immatrikulation kann in besonders begründeten 
Ausnahmefällen vorläufig oder auf Probe erteilt oder 
befristet werden. Für Fernstudierende können besondere, 
den Erfordernissen des Fernstudiums entsprechende 
Immatrikulationsregelungen getroffen werden. 

(4) Die Hochschulen können in geeigneten Fächern für 
Personen, die nachweislich nicht ihre volle, mindestens 
aber die Hälfte ihrer Arbeitskraft dem Studium widmen 
können, die Möglichkeit der Immatrikulation als Teil-
zeitstudierende vorsehen.  

 
 
 

(5) Personen mit ausländischen Vorbildungsnachweisen, 
die zur Vorbereitung eines Hochschulstudiums an einem 
Studienkolleg studieren, kann nach Maßgabe der Immat-
rikulationsordnung die Rechtsstellung von Studierenden 
verliehen werden; ein Anspruch auf Zulassung zu einem 
Studiengang wird dadurch nicht erworben. 

(6) Die Hochschulen treffen in Satzungen (Immatrikula-
tionsordnungen) die näheren Bestimmungen über die 
Immatrikulation, Rückmeldung, Beurlaubung und Ex-
matrikulation.  

 

§ 37 
Hochschulzugang 

(1) Ein Zeugnis der allgemeinen Hochschulreife berech-
tigt zum Studium in den Studiengängen aller Hochschu-
len, ein Zeugnis der Fachhochschulreife zum Studium in 
den Studiengängen der Hochschule für angewandte 
Wissenschaften Hamburg und der HWP - Hamburger 
Universität für Wirtschaft und Politik. Personen mit 
einer Vorbildung, die nur zu einem Studium in einem 
bestimmten Studiengang berechtigt (fachgebundene 
Hochschulreife), können nur in diesem Studiengang ein 
Studium aufnehmen und Prüfungen ablegen. Die Hoch-
schulreife nach den Sätzen 1 und 2 wird nach dem Ham-
burgischen Schulgesetz vom 16. April 1997 (HmbGVBl 
S. 97) in der jeweils geltenden Fassung oder durch eine 
von der zuständigen Behörde als gleichwertig anerkann-
te Vorbildung erworben. 

(2) Die Hochschulen können durch Satzung bestimmen, 
dass entsprechend den Anforderungen der Studiengänge 
abweichend von Absatz 1 neben der Hochschulreife eine 
praktische Tätigkeit, eine besondere Befähigung oder 
eine besondere Vorbildung nachzuweisen ist. In die 
Satzungen sind bei Wahrung der in Satz 1 genannten 
Anforderungen geeignete Maßnahmen des Nachteilsaus-
gleichs für behinderte Studienbewerberinnen und Stu-
dienbewerber aufzunehmen. Die besondere Vorbildung 
soll in Qualifikationen bestehen, die im Rahmen der 
gymnasialen Oberstufe beziehungsweise in entsprechen-
den Bildungsgängen erworben werden können. 

(3) Zum Studium in Studiengängen der Hochschule für 
bildende Künste und der Hochschule für Musik und 
Theater berechtigt abweichend von den Absätzen 1 und 
2 der in einer Aufnahmeprüfung zu erbringende Nach-
weis einer besonderen künstlerischen Befähigung; die 
Geltungsdauer der Aufnahmeprüfung kann begrenzt 
werden. Soweit die Studiengänge dies erfordern, kann 
anstelle oder neben der besonderen künstlerischen Befä-
higung die allgemeine Hochschulreife oder eine andere 
Vorbildung verlangt werden. Die Hochschulen regeln 
das Nähere durch Satzung (Hochschulprüfungsordnung). 
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(4) Die Hochschule für angewandte Wissenschaften 
Hamburg kann durch Satzung (Hochschulprüfungsord-
nung) bestimmen, dass in ihren künstlerischen Studien-
gängen zusätzlich zu einem Zeugnis der Hochschulreife 
oder an dessen Stelle eine für den Studiengang erforder-
liche künstlerische Befähigung nachzuweisen ist. 

(5) Bei hochschulübergreifenden Studiengängen kann 
vorgesehen werden, dass neben der allgemeinen Hoch-
schulreife auch die Fachhochschulreife oder eine andere 
Befähigung zum Studium berechtigt. 

 

§ 38 
Besonderer Hochschulzugang für Berufstätige 

(1) Abweichend von § 37 berechtigt zum Studium in 
einem bestimmten Studiengang auch eine Eingangsprü-
fung, in der die Studierfähigkeit für den gewählten Stu-
diengang nachzuweisen ist. Zulassungsvoraussetzung für 
die Eingangsprüfung ist eine abgeschlossene Berufsaus-
bildung und eine danach abgeleistete mindestens dreijäh-
rige Berufstätigkeit. Kindererziehung und Pflegetätigkeit 
können im Umfang bis zu 2 Jahren auf die Zeit der Be-
rufstätigkeit angerechnet werden. Die Hochschulen 
können von Satz 2 abweichende Zulassungsvorausset-
zungen festlegen, wenn die besonderen Verhältnisse der 
Hochschule oder des Faches dies erfordern. 

(2) Zum Studium in einem bestimmten Studiengang ist 
auch berechtigt, wer eine für den beabsichtigten Stu-
diengang geeignete fachspezifische Fortbildungsprüfung 
als Meisterin, Meister, Fachwirtin oder Fachwirt oder 
eine gleichwertige fachspezifische Fortbildungsprüfung 
abgelegt hat. Vor Aufnahme des Studiums haben die 
Bewerberinnen und Bewerber an einem Beratungsge-
spräch teilzunehmen. 

(3) Eingangsprüfungen nach Absatz 1 und Beratungsge-
spräche nach Absatz 2 sind grundsätzlich in allen Stu-
diengängen durchzuführen.  

(4) Die Hochschulen regeln das Nähere einschließlich 
abweichender Zulassungsvoraussetzungen nach Absatz 
1 Satz 4 durch Satzung (Hochschulprüfungsordnung). 

 

§ 39 
Übergänge 

(1) Wer ein abgeschlossenes Hochschulstudium nach 
einer Regelstudienzeit von mindestens sechs Semestern 
an einer deutschen Hochschule nachweist, kann an jeder 
Hamburger Hochschule ein Studium aufnehmen.  

(2) Wer an einer deutschen Hochschule eine Diplom-
Vorprüfung oder Zwischenprüfung bestanden hat, deren 
Ablegung Voraussetzung für die Fortsetzung des Studi-
ums ist, kann in demselben Studiengang an einer Ham-
burger Hochschule im Hauptstudium weiterstudieren. 

 
 
 
 
 
 

(3) Wer die Vorprüfung an einer deutschen Fachhoch-
schule mit weit überdurchschnittlichem Erfolg bestanden 
hat, kann an jeder Hamburger Hochschule ein Studium 
aufnehmen. 

(4) Beim Übergang auf eine andere Hochschule sind 
gleichwertige Studienleistungen, Prüfungsleistungen und 
Studienzeiten anzurechnen.  

(5) Die aufnehmenden Hochschulen regeln das Nähere 
zu den Absätzen 3 und 4 durch Satzung. 

(6) § 37 Absätze 2 bis 4 bleibt unberührt. 

 

§ 40 
Sonstige Leistungsnachweise 

Personen mit einer Hochschulzugangsberechtigung nach 
den §§ 37, 38 oder 39, die auf andere Weise als durch 
ein Studium besondere Fähigkeiten und Kenntnisse 
erworben haben, die für die erfolgreiche Beendigung des 
Studiums erforderlich sind, können Studien- und Prü-
fungsleistungen sowie die entsprechenden Studienzeiten 
angerechnet werden. Die Hochschulen regeln das Nähe-
re durch Satzung. 

 

§ 41 
Versagung der Immatrikulation 

(1) Die Immatrikulation ist zu versagen 

1. in einem zulassungsbeschränkten Studiengang, wenn 
die Zulassung abgelehnt worden ist, 
 

2. wenn von den Studierenden zu entrichtende fällige 
Beiträge oder Gebühren nicht gezahlt worden sind, 

3. wenn keine ausreichende Krankenversicherung 
nachgewiesen wird, 

4. wenn ein Studiengangswechsel nach § 43 Absatz 2 
nicht zulässig ist  oder das Studium aus den  in § 44 
genannten Gründen nicht fortgesetzt werden kann. 

(2) Die Immatrikulation kann versagt werden, wenn eine 
Person keine ausreichenden Kenntnisse der Unterrichts-
sprache nachweist. 

 

§ 42 
Exmatrikulation 

(1) Mit der Aushändigung eines Zeugnisses über die 
bestandene Abschlussprüfung ist  grundsätzlich die 
Exmatrikulation vorzunehmen.  

(2) Studierende sind zu exmatrikulieren, wenn sie 

1. dies beantragen, 
2. die Immatrikulation durch Zwang, arglistige Täu-

schung oder Bestechung herbeigeführt haben, 
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3. das Studium nach § 44 nicht fortsetzen können und 

den Studiengang nicht nach § 43 Absatz 2 wechseln 
können oder wechseln, 

4. auf Grund eines rechtswidrigen Zulassungsbeschei-
des immatrikuliert worden sind und der Zulassungs-
bescheid zurückgenommen wird, 

5. bis zum Ablauf der Rückmeldefrist von ihnen zu 
entrichtende fällige Beiträge oder Gebühren nicht 
gezahlt haben, 

6. bis zum Ende der Rückmeldefrist keine ausreichende 
Krankenversicherung nachgewiesen haben, 

7. die in § 51 Absatz 2 Satz 2 festgelegte Verpflichtung 
zur Teilnahme an der Studienfachberatung nicht er-
füllt haben. 

(3) Studierende können exmatrikuliert werden, wenn 

1. nach der Immatrikulation Tatsachen bekannt werden 
oder eintreten, die zur Versagung der Immatrikulati-
on führen können, 

2. sie sich zu Beginn eines Semesters nicht fristgerecht 
zum Weiterstudium angemeldet haben (Rückmel-
dung), 

3. sie der Hochschule durch schweres schuldhaftes 
Fehlverhalten erheblichen Schaden zugefügt haben; 
die Entscheidung wird von einem Ausschuss getrof-
fen, den der Hochschulsenat einsetzt und dem zu 
gleichen Teilen Mitglieder des Hochschulsenats und 
des Präsidiums angehören; das Nähere regeln die 
Hochschulen durch Satzung. 

(4) Die Hochschulen können durch Satzung bestimmen, 
dass Studierende exmatrikuliert werden können, wenn 
ihre Studienzeit mehr als das Doppelte der Regelstu-
dienzeit des Studiengangs beträgt, für den sie immatriku-
liert sind. Dabei sind die in § 6 Absatz 8 bis 10 aufge-
führten Regelungen angemessen zu berücksichtigen. 

 
§ 43 

Wechsel des Studiengangs 

(1) Studierende können grundsätzlich den Studiengang 
frei wechseln.  

(2) Ein Studiengangswechsel nach Beginn des dritten 
Semesters ist nur mit Begründung zulässig und bedarf 
der Zustimmung der Hochschule. Die Hochschulen 
regeln das Nähere durch Satzung (Immatrikulationsord-
nung). 

 

§ 44 
Versagung der Fortführung des Studiums 

Haben Studierende an einer Hochschule eine Prüfung 
endgültig nicht bestanden, können sie grundsätzlich an 
den Hamburger Hochschulen das Studium im gleichen 
Studiengang nicht fortsetzen. Die Hochschulen regeln  
 
 
 
 

das Nähere durch Satzung; in der Satzung kann eine Satz 
1 entsprechende Regelung auch für verwandte Studien-
gänge vorgesehen werden. 

 

Vierter Abschnitt 
Akademische Ehrungen 

§ 45 
Verleihung besonderer Würden 

(1) Die Hochschulen können für besondere Verdienste 
um die Hochschule die Würde von Ehrensenatorinnen 
und Ehrensenatoren, Ehrenbürgerinnen und Ehrenbür-
gern und andere Ehren verleihen. 

(2) Das Verfahren der Ehrung und sich aus der Ehrung 
ergebende Rechte bestimmt die Hochschule durch Sat-
zung. 

 

DRITTER TEIL 

Studienreform, Studium und Prüfungen 

Erster Abschnitt 
Studienreform 

§ 46 
Aufgaben der Hochschulen 

(1) Die Hochschulen haben die ständige Aufgabe, Inhal-
te und Formen des Studiums, einschließlich der Hoch-
schuldidaktik, im Hinblick auf die Entwicklungen in 
Wissenschaft und Kunst, die Bedürfnisse der beruflichen 
Praxis und die notwendigen Veränderungen in der Be-
rufswelt sowie auf die Abschätzung der Folgen von 
Wissenschaft, Kunst und Technik für Gesellschaft und 
Natur zu überprüfen und weiterzuentwickeln. 

(2) Die Hochschulen sorgen im Rahmen ihrer Zustän-
digkeiten dafür, dass die Gleichwertigkeit einander ent-
sprechender Studien- und Prüfungsleistungen sowie 
Studienabschlüsse und die Möglichkeit des Hochschul-
wechsels gewährleistet werden. 

(3) Die Hochschulen schaffen zum Nachweis von Stu-
dien- und Prüfungsleistungen Leistungspunktsysteme, 
die auch die Übertragung erbrachter Leistungen auf 
andere Studiengänge ermöglichen. Studiengänge sollen 
so gestaltet werden, dass bei einem Übergang in einen 
fachlich verwandten Studiengang eine weitgehende 
Anrechnung vergleichbarer Studien- und 
Prüfungsleistungen möglich ist. 

(4) Die Hochschulen wirken bei der Wahrnehmung der 
in den Absätzen 1 bis 3 genannten Aufgaben mit den 
zuständigen staatlichen Stellen zusammen. 
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§ 47 
Aufgaben des Staates 

(1) Der Senat und die zuständige Behörde sorgen im 
Rahmen ihrer Zuständigkeit für die Realisierung der in § 
46 Absätze 1 bis 3 genannten Ziele. Sie arbeiten dabei 
mit den Hochschulen, den anderen Bundesländern und 
dem Bund zusammen und beteiligen auch Sachverstän-
dige aus der Berufspraxis. Sie können im Benehmen mit 
den Hochschulen Rahmenbestimmungen für die Stu-
dienreform treffen. 

(2) Die zuständige Behörde kann zu einzelnen Bereichen 
Studienreformberichte anfordern. 

 

§ 48 
Rahmen für Studium und Prüfungen 

Der Senat gibt durch Rechtsverordnung im Benehmen 
mit den Hochschulen Rahmendaten für Studium und 
Prüfungen in Studiengängen mit Hochschulprüfungen 
vor. Die Rechtsverordnung kann den Rahmen für Stu-
dienvolumina, für Aufbau und Struktur des Studiums, 
für die Zahl der Studien- und Prüfungsleistungen sowie 
für die Bearbeitungszeit von Studien- und Abschlussar-
beiten, Regelstudienzeiten und die für Hochschulprü-
fungen anzuwendenden Grundsätze festlegen. 

 

Zweiter Abschnitt 
Studium 

§ 49 
Ziel des Studiums 

(1) Durch die in dem gewählten Studiengang vermittel-
ten fachlichen Fähigkeiten, Kenntnisse und Methoden 
wird die Befähigung zu wissenschaftlicher oder künstle-
rischer Arbeit und zu verantwortlichem Handeln in ei-
nem freiheitlichen, demokratischen und sozialen Rechts-
staat erworben. Gleichzeitig bereiten sich die Studieren-
den durch ihr Studium auf ein berufliches Tätigkeitsfeld 
vor. 

(2) Die Hochschulen tragen dafür Sorge, dass die Studie-
renden diese Ziele gemäß der Aufgabenstellung ihrer 
Hochschule (§§ 3 und 4) während ihres Studiums errei-
chen können. In das Studium sollen auch die Anwen-
dung der wissenschaftlichen Erkenntnisse und die Ab-
schätzung ihrer Folgen einbezogen werden. 

 

§ 50 
Freiheit des Studiums 

(1) Die Studierenden haben das Recht, 

1. die Lehrveranstaltungen der Hochschulen zu besu-
chen, 

2. im Rahmen der dafür erlassenen Ordnungen die 
Einrichtungen der Hochschulen zu benutzen, 

3. innerhalb ihres Studiengangs Studienrichtungen und 
Studienschwerpunkte nach eigener Wahl zu bestim-
men, 
 

 
4. wissenschaftliche und künstlerische Meinungen frei 

zu erarbeiten und zu äußern. 

(2) Die Freiheit des Studiums entbindet nicht von der 
Pflicht, die Studien- und Prüfungsordnungen sowie die 
Beschlüsse der zuständigen Organe für Organisation und 
Durchführung von Lehre und Studium zu beachten. 

(3) Die Hochschulen können den Besuch einzelner 
Lehrveranstaltungen beschränken, wenn dies zu deren 
ordnungsgemäßer Durchführung geboten ist. Die Be-
schränkungen sind in geeigneter Weise bekannt zu ge-
ben. 

 

§ 51 
Studienberatung 

(1) Die Hochschulen sind verpflichtet, Studienbewerbe-
rinnen und Studienbewerber sowie Studierende über 
allgemeine Fragen des Studiums zu unterrichten und 
pädagogische und psychologische Beratungen für diese 
Personen anzubieten (allgemeine Studienberatung). Sie 
sind verpflichtet, die Studierenden in ihrem Studium 
insbesondere auch in den ersten beiden Studienfachse-
mestern durch eine studienbegleitende Beratung, vor 
allem über Studienmöglichkeiten und Studientechniken 
in der Fachrichtung sowie Gestaltung, Aufbau und 
Durchführung des Studiums und der Prüfungen zu un-
terstützen (Studienfachberatung). Allgemeine Studienbe-
ratung und Studienfachberatung sind aufeinander abzu-
stimmen. 

(2)  Die Studierenden nehmen an der Studienfachbera-
tung teil. Studierende, die die Regelstudienzeit über-
schritten haben, müssen innerhalb von zwei Semestern 
nach dem Ende der Regelstudienzeit an einer Studien-
fachberatung teilnehmen, wenn sie sich nicht bis zum 
Ende dieses Zeitraums zur Abschlussprüfung gemeldet 
haben. 

(3) Die Hochschulen sollen bei der Studienberatung 
insbesondere mit den für die Berufsberatung und die 
Beratung in den Schulen sowie mit den für die staatli-
chen Prüfungsordnungen zuständigen Stellen zusam-
menwirken. 

(4) Die Hochschulen regeln das Nähere durch Satzung. 
Dabei sind über § 42 Absatz 2 Nummer 7 hinaus keine 
weiteren Sanktionen bei Nichtteilnahme an der Studien-
fachberatung vorzusehen. 

 

 

§ 52 
Studiengänge 

(1) Studiengang ist ein Studium, das zu einem bestimm-
ten, durch eine Prüfungsordnung geregelten Abschluss 
führt, der in der Regel berufsqualifizierend ist. Als be-
rufsqualifizierend gilt auch ein Abschluss, durch den die 
fachliche Eignung für einen beruflichen Vorbereitungs-
dienst oder eine berufliche Einführung vermittelt wird. 
Studiengänge, die im Wesentlichen dieselben Wissen-
schaftsgebiete zum Gegenstand haben, bilden eine Fach-
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richtung. 

(2) Der Abschluss eines Studiengangs kann eine Hoch-
schulprüfung, eine staatliche oder eine kirchliche Prü-
fung sein. Soweit ein Studiengang wegen seiner Eigenart 
nicht mit einer Prüfung abgeschlossen werden muss, gilt 
das zu dem jeweiligen Studienziel führende Studium als 
Studiengang; die Hochschule bestimmt die Dauer des 
Studiums durch Satzung. 

(3) Soweit bereits das jeweilige Studienziel eine berufs-
praktische Tätigkeit erfordert, ist sie mit den übrigen 
Teilen des Studiums inhaltlich und zeitlich abzustimmen 
und nach Möglichkeit in den Studiengang einzuordnen.  

(4) Studiengänge sollen in Module und Abschnitte ge-
gliedert sein. Innerhalb eines Studiengangs sollen Stu-
dienrichtungen oder Studienschwerpunkte vorgesehen 
werden. Der Zugang zu Studienabschnitten oder zu 
einzelnen Lehrveranstaltungen kann von bestimmten 
Voraussetzungen abhängig gemacht werden.  

(5) Wenn auf Grund der für den Studiengang maßgebli-
chen Prüfungsordnung aus einer größeren Zahl zulässi-
ger Fächer für das Studium mehrere Fächer ausgewählt 
werden müssen, ist jedes dieser Fächer ein Teilstudien-
gang und gilt als Studiengang im Sinne von § 36 Absatz 
2 Satz 1, § 37, § 41 Absatz 1 Nummer 1, § 42 Absatz 2 
Nummer 3, § 43 und § 44. 

(6) Bei der Organisation von Studiengängen soll, soweit 
möglich, den besonderen Bedürfnissen von Teilzeitstu-
dierenden Rechnung getragen werden.  

(7) Studiengänge werden von den Hochschulen einge-
richtet, geändert und aufgehoben. Der Lehrbetrieb darf 
in einem neuen Studiengang grundsätzlich erst aufge-
nommen werden, wenn die entsprechende Prüfungsord-
nung genehmigt ist.  

(8) Die Hochschulen sind verpflichtet, Bachelor- und 
Masterstudiengänge nach § 54, postgraduale Studien-
gänge nach § 56, soweit bei ihnen ein Grad erteilt wer-
den soll, sowie alle anderen neu einzurichtenden grund-
ständigen Studiengänge, in denen keine 
Rahmenprüfungsordnung vorliegt oder die geltende 
Rahmenprüfungsordnung überholt ist, in einem 
anerkannten Verfahren akkreditieren zu lassen. 

 
 
 
 
 

§ 53 
Regelstudienzeit 

(1) Die Studienzeit, in der bei einem Studiengang ein 
berufsqualifizierender Abschluss erworben werden kann, 
heißt Regelstudienzeit. Die Regelstudienzeit schließt 
Zeiten einer in den Studiengang eingeordneten berufs-
praktischen Tätigkeit, praktische Studiensemester und 
Prüfungszeiten ein. 

(2) Die Regelstudienzeit ist verbindlich für die Gestal-
tung des Studiengangs, die Sicherstellung des Lehrange-
bots, die Gestaltung des Prüfungsverfahrens sowie die 

Berechnung der Ausbildungskapazitäten und die Be-
rechnung der Studierendenzahlen bei der Hochschulpla-
nung. 

(3) Die Regelstudienzeit bis zum ersten berufsqualifizie-
renden Abschluss beträgt bei Fachhochschulstudiengän-
gen höchstens vier, bei anderen Studiengängen vierein-
halb Jahre. Längere Regelstudienzeiten dürfen in beson-
ders begründeten Fällen festgesetzt werden; in geeigne-
ten Fachrichtungen sind kürzere Regelstudienzeiten 
vorzusehen. § 54 bleibt unberührt. 

 

§ 54 
Bachelor- und Masterstudiengänge 

(1) Die Hochschulen sollen Studiengänge einrichten, die 
zu einem Bachelor- oder Baccalaureusgrad und zu einem 
Master- oder Magistergrad führen.  

(2) Aufgrund von Prüfungen, mit denen ein erster be-
rufsqualifizierender Abschluss erworben wird, kann die 
Hochschule einen Bachelor- oder Baccalaureusgrad 
verleihen. Die Regelstudienzeit beträgt mindestens drei 
und höchstens vier Jahre. 

(3)Aufgrund von Prüfungen, mit denen ein weiterer 
berufsqualifizierender Abschluss erworben wird, kann 
die Hochschule einen Master- oder Magistergrad verlei-
hen. Die Regelstudienzeit beträgt mindestens ein Jahr 
und höchstens zwei Jahre. 

(4) Bei konsekutiven Studiengängen, die zu Graden nach 
den Absätzen 2 und 3 führen, beträgt die Gesamtregel-
studienzeit höchstens fünf Jahre. 

 
(5) In besonders begründeten Fällen dürfen längere 
Regelstudienzeiten festgesetzt werden. 

(6) Den Urkunden über die Verleihung der akademi-
schen Grade fügen die Hochschulen auf Antrag eine 
englischsprachige Übersetzung bei. 
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§ 55 
Hochschulübergreifende Studiengänge 

(1) Die Hochschulen können hochschulübergreifende 
Studiengänge einrichten. 

(2) Die Einrichtung, Änderung und Aufhebung hoch-
schulübergreifender Studiengänge bedarf der Genehmi-
gung  der zuständigen Behörde. 

(3) Im Übrigen regeln die Hochschulen die Durchfüh-
rung hochschulübergreifender Studiengänge durch Ver-
einbarung. 

 

§ 56 
Postgraduale Studiengänge 

(1) Postgraduale Studiengänge dienen der zusätzlichen 
wissenschaftlichen, künstlerischen oder beruflichen 
Qualifikation oder der Vertiefung eines Studiums. 

(2) Postgraduale Studiengänge sollen höchstens zwei 
Jahre dauern; § 54 bleibt unberührt. Zugangsvorausset-
zung ist mindestens ein abgeschlossenes Hochschulstu-
dium. 

(3) Die Hochschulen regeln postgraduale Studiengänge 
durch besondere Ordnungen. 

 

§ 57 
Weiterbildendes Studium 

(1) Das weiterbildende Studium dient der wissenschaft-
lichen oder künstlerischen Vertiefung und Ergänzung 
berufspraktischer Erfahrungen. 

(2) Zugangsvoraussetzung ist die für eine Teilnahme 
erforderliche Eignung, die im Beruf oder auf andere 
Weise erworben worden sein kann. 

(3) Die Hochschulen sollen weiterbildende Studien ein-
richten. Das Lehrangebot für Studiengänge nach § 52 
muss sichergestellt bleiben. 

(4) Für weiterbildende Studien darf ein Grad nicht erteilt 
werden. 

(5) Weiterbildende Studien können auf privatrechtlicher 
Grundlage angeboten werden; § 77 Absatz 6 gilt ent-
sprechend. 

 

§ 58 
Fernstudium 

Eine in einer Prüfungs- oder Studienordnung vorgesehe-
ne Leistung wird auch durch die erfolgreiche Teilnahme 
an einer staatlich anerkannten Fernstudieneinheit nach-
gewiesen, wenn die Einheit dem entsprechenden Lehr-
angebot des Präsenzstudiums gleichwertig ist; die Teil-
nahme an einer solchen Fernstudieneinheit wird wie das 
entsprechende Präsenzstudium auf die Studienzeit ange-
rechnet. 

 

Dritter  Abschnitt 
Prüfungen 

§ 59 
Hochschulprüfungen 

(1) Hochschulprüfungen dienen der Feststellung, ob 
Studierende das Studienziel erreichen können (Aufnah-
me-, Eingangs- und Zwischenprüfungen), ob am Ende 
eines Studiengangs das Studienziel erreicht worden ist 
(Abschlussprüfungen) oder ob die Befähigung zu 
wissenschaftlicher oder künstlerischer Arbeit nachge-
wiesen worden ist (Promotion, Habilitation, Konzertex-
amen). 

(2) Hochschulprüfungen können nur auf der Grundlage 
einer Hochschulprüfungsordnung abgenommen werden. 

 

§ 60 
Hochschulprüfungsordnungen 

(1) Die Hochschulprüfungsordnungen regeln Prüfungs-
anforderungen und Prüfungsverfahren. 

(2) In Hochschulprüfungsordnungen, die Zwischen- und 
Abschlussprüfungen oder Abschlussprüfungen betreffen, 
sind insbesondere Bestimmungen aufzunehmen über 

1. Inhalt und Aufbau des Studiums, Studienziel und 
Prüfungszweck; Inhalt und Aufbau des Studiums 
können auch in gesonderten Ordnungen (Studienord-
nungen) geregelt werden, 

2. die Voraussetzungen für die Zulassung zur Prüfung, 

3. die Prüfungsfächer und ihre Gewichtung, 

4. Zahl, Art, Dauer und Bewertung von Prüfungsleis-
tungen, 

5. bei studienbegleitenden Prüfungen, sofern erforder-
lich, die Abfolge der Prüfungsleistungen, 

6. die Fristen, innerhalb derer Prüfungsleistungen zu 
bewerten sind, 

7. die Anrechnung von in anderen Studiengängen oder 
an anderen Hochschulen erbrachten Prüfungsleistun-
gen und Studienzeiten, 

8. die Regelstudienzeit, gegebenenfalls auch für die 
Zwischenprüfung, 

9. die Fristen für die Meldung zu den Prüfungen, 

10. den Ablauf des Prüfungsverfahrens, 

11. eine Gliederung der Prüfung in Abschnitte, 

12. die Mitteilung von Teilergebnissen und das Recht zur 
Akteneinsicht, 
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13. die Wiederholbarkeit von Prüfungen und die Fristen 
für die Ablegung von Prüfungen nach § 65 sowie bei 
allen geeigneten Studiengängen die Voraussetzun-
gen, unter denen eine innerhalb der Regelstudienzeit 
abgelegte Abschlussprüfung im Fall des Nichtbeste-
hens als nicht unternommen gilt und im Fall des Be-
stehens zur Notenverbesserung wiederholt werden 
kann,  

14. die nach bestandener Prüfung zu verleihenden Hoch-
schulgrade und die sonstigen Abgangszeugnisse, 

15. geeignete Maßnahmen des Nachteilsausgleichs bei 
Prüfungen für behinderte Studierende. 

(3) Bei der Genehmigung einer Hochschulprüfungsord-
nung nach Absatz 2 können Abweichungen von den §§ 
61 bis 67 zugelassen werden, wenn es sich um zeitlich 
begrenzte studienreformerische Maßnahmen handelt. 

(4) Hochschulprüfungsordnungen nach Absatz 2 müssen 
Schutzbestimmungen entsprechend den gesetzlichen 
Regelungen über die Mutterschutzfristen sowie entspre-
chend den gesetzlichen Regelungen über die Elternzeit 
vorsehen. 

(5) Die Hochschulprüfungsordnungen können bestim-
men, dass Personen, die die in der Hochschulprüfungs-
ordnung vorgeschriebenen Voraussetzungen nachwei-
sen, ihren Anspruch auf Zulassung zur Prüfung auch 
dann behalten, wenn sie auf Grund einer Satzungsrege-
lung nach § 42 Absatz 4 exmatrikuliert worden sind; der 
Prüfungsanspruch gilt dann für Prüfungen des Studien-
gangs, für den die oder der Betreffende immatrikuliert 
war. 

 

§ 61 
Zwischen- und Abschlussprüfungen 

(1) In Studiengängen mit einer Regelstudienzeit von 
mindestens vier Jahren findet eine Zwischenprüfung 
statt. Für den Übergang in das Hauptstudium ist in der 
Regel die erfolgreiche Ablegung der Zwischenprüfung 
erforderlich. 

(2) Die Abschlussprüfung besteht in der Regel aus einer 
Abschlussarbeit, deren Bearbeitungszeit sechs Monate 
nicht überschreiten soll, und weiteren Teilleistungen. 

(3) Zwischenprüfungen sollen, Abschlussprüfungen 
können studienbegleitend abgenommen werden.  

(4) In anderen Studiengängen erbrachte gleichwertige 
Studienleistungen, Prüfungsleistungen und Studienzeiten 
sind anzurechnen. 

 

§ 62 
Bewertung 

(1) In den Prüfungen werden die Leistungen der einzel-
nen Studierenden bewertet. Bei Gruppenarbeiten können 
die Beiträge einzelner Studierender als Prüfungsleistung 
anerkannt werden, wenn sie deutlich abgrenzbar und 
bewertbar sind.  

 

 
 
(2) Leistungen in Abschlussprüfungen und Prüfungen, 
deren Bestehen Voraussetzung für den Übergang in eine 
andere Hochschule ist, müssen, Leistungen in anderen 
Prüfungen sollen mit differenzierten Noten bewertet 
werden. 

(3) Aus den Prüfungsleistungen eines Prüfungsfaches ist 
eine Fachnote, aus den Fachnoten ist eine Gesamtnote zu 
bilden.  

 

§ 63 
Prüfungsausschüsse, Öffentlichkeit 

(1) Den Prüfungsausschüssen obliegt die Organisation 
der Prüfungen. Die Prüfungsordnungen können ihnen 
weitere Aufgaben übertragen. Für die Bewertung von 
Prüfungsleistungen sind sie nicht zuständig. In Prü-
fungsausschüssen ist auch die stimmberechtigte Mitwir-
kung von Studierenden vorzusehen. 

(2) Die Prüfungsausschüsse gestalten das Prüfungsver-
fahren so, dass die Abschlussprüfung innerhalb der Re-
gelstudienzeit abgenommen werden kann. 

(3) Mitgliedern der Hochschule, vor allem Studierenden 
des gleichen Studiengangs, wird die Teilnahme an 
mündlichen Prüfungen als Zuhörerinnen und Zuhörer 
ermöglicht, wenn nicht die Bewerberin oder der Bewer-
ber den Ausschluss der Öffentlichkeit beantragt. 

 

§ 64 
Prüferinnen und Prüfer 

(1) Zur Prüferin oder zum Prüfer kann bestellt werden, 
wer das Prüfungsfach hauptberuflich oder nebenberuf-
lich nach § 32 an der Hochschule lehrt und mindestens 
die durch die Prüfung festzustellende oder eine gleich-
wertige Qualifikation besitzt. 

(2) Professorinnen und Professoren sowie Hochschuldo-
zentinnen und Hochschuldozenten können in allen Prü-
fungen ihres Fachgebiets prüfen. Andere Angehörige 
des hauptberuflich tätigen wissenschaftlichen und künst-
lerischen Personals sowie Lehrbeauftragte können nur 
den in ihren Lehrveranstaltungen dargebotenen Prü-
fungsstoff prüfen, soweit sie Lehraufgaben oder Aufga-
ben nach § 27 Absatz 2 Satz 1 wahrzunehmen haben. 

(3) In den Prüfungsordnungen kann bestimmt werden, 
dass abweichend von Absatz 1 auch Personen prüfen 
dürfen, die nicht Mitglieder der Hochschule sind, an der 
die Prüfung abgenommen wird. 

(4) Die jeweiligen Prüferinnen und Prüfer werden vom 
Prüfungsausschuss oder der sonst nach der Prüfungsord-
nung zuständigen Stelle bestellt. Die Studierenden kön-
nen für mündliche Prüfungen und die Abschlussarbeit 
Prüferinnen und Prüfer vorschlagen. Den Vorschlägen 
ist, soweit möglich und vertretbar, zu entsprechen. Die 
Sätze 1 bis 3 gelten nicht für studienbegleitende Prüfun-
gen. 
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(5) Prüferinnen und Prüfer bestimmen die Prüfungsge-
genstände. Für mündliche Prüfungen und die Abschluss-
arbeit können die Studierenden Prüfungsgegenstände 
vorschlagen. 

(6) An der Bewertung von Prüfungsleistungen dürfen 
nur prüfungsberechtigte Personen mitwirken. Dies gilt 
auch, soweit Entscheidungen über die Bewertung von 
Prüfungsleistungen Prüfungskommissionen oder anderen 
Gremien übertragen sind. 

(7) Prüfungsleistungen in Abschlussprüfungen und in 
Zwischenprüfungen, soweit diese nicht studienbeglei-
tend stattfinden, sind in der Regel von mindestens zwei 
Prüferinnen oder Prüfern zu bewerten. Das Gleiche gilt 
für andere Prüfungsleistungen, sofern sie als nicht aus-
reichend erachtet werden sollen. Mündliche Prüfungen 
sind von mehreren Prüferinnen oder Prüfern oder von 
einer Prüferin oder einem Prüfer in Gegenwart einer 
sachkundigen Person abzunehmen. 

(8) Abweichend von Absatz 6 kann für Aufnahmeprü-
fungen vorgesehen werden, dass Studierende an der 
Bewertung der mündlichen Prüfungsleistungen beratend 
mitwirken. 

 

§ 65 
Wiederholbarkeit 

(1) Zwischen- und Abschlussprüfungen können zwei-
mal, andere Prüfungen bis zu zweimal wiederholt wer-
den. Die Abschlussarbeit kann einmal, nur in begründe-
ten Ausnahmefällen ein zweites Mal wiederholt werden.  

(2) Die Wiederholung findet in der Regel nur für die 
Prüfungsleistungen statt, die nicht bestanden worden 
sind. 

(3) Für studienbegleitende Prüfungen kann anstelle der 
Wiederholbarkeit bestimmt werden, dass Prüfungsleis-
tungen innerhalb in der Prüfungsordnung festzulegender 
Fristen zu erbringen sind. Durch die Studienorganisation 
ist sicherzustellen, dass drei Prüfungsversuche innerhalb 
der Frist möglich sind. 

 

§ 66 
Widersprüche, Beschwerden 

(1) Über Widersprüche in Prüfungsangelegenheiten 
entscheidet der Widerspruchsausschuss. Ihm gehören an: 

1. ein Mitglied des TVP mit der Befähigung zum 
Richteramt,  

2. eine Professorin oder ein Professor sowie eine Stu-
dierende oder ein Studierender der Fachrichtung, in 
der die Prüfung durchgeführt worden ist. 

Das Mitglied nach Satz 2 Nummer 1 wird vom Präsidi-
um bestellt, die Mitglieder nach Satz 2 Nummer 2 wer-
den vom Hochschulsenat oder von dem Selbstverwal-
tungs- 
 
 
 
 

 
gremium einer Selbstverwaltungseinheit nach § 90 Ab-
satz 3 gewählt. Die Mitglieder des Widerspruchsaus-
schusses dürfen nicht gleichzeitig dem zuständigen Prü-
fungsausschuss angehören. 

(2) Das Mitglied nach Absatz 1 Satz 2 Nummer 1 führt 
den Vorsitz. Es bereitet die Sitzungen vor und leitet sie. 
Die Sitzungen des Widerspruchsausschusses sind nicht 
öffentlich. Die oder der Vorsitzende kann über unzuläs-
sige Widersprüche sowie in Sachen, die nach ihrer oder 
seiner Auffassung keiner weiteren Erörterung bedürfen 
oder von geringer Bedeutung sind, allein entscheiden.  

 
(3) Eine Ombudsfrau oder ein Ombudsmann nimmt 
unbeschadet der Absätze 1 und 2 gemeinsam mit einer 
Vertreterin oder einem Vertreter der Studierendenschaft 
die Aufgabe einer Beschwerdestelle in Prüfungsangele-
genheiten wahr. Beschwerdestellen nach Satz 1 können 
auch in Selbstverwaltungseinheiten nach § 90 Absatz 2 
eingerichtet werden. 

(4) Die Hochschulen regeln das Nähere in der Grund-
ordnung. 

 

§ 67 
Hochschulgrade 

(1) Die Hochschule verleiht aufgrund einer Hochschul-
prüfung, mit der ein berufsqualifizierender Abschluss 
erworben wird, den Diplomgrad mit Angabe der Fach-
richtung oder den Magistergrad. In der Diplom- oder 
Magisterurkunde ist auf Antrag der Studiengang zu 
bezeichnen. 

(2) Aufgrund einer bestandenen Abschlussprüfung eines 
Fachhochschulstudiengangs wird der Diplomgrad mit 
dem Zusatz „Fachhochschule" ("FH") verliehen. 

(3) Die Hochschule kann für den berufsqualifizierenden 
Abschluss eines Studiums andere Grade verleihen, wenn 
dies in einer Vereinbarung mit einer ausländischen 
Hochschule und der Prüfungsordnung vorgesehen ist.  

(4) § 54 bleibt unberührt. 

 

§ 68 
Deutsche Grade 

(1) Von einer deutschen staatlichen oder staatlich aner-
kannten Hochschule verliehene Hochschulgrade, Hoch-
schulbezeichnungen oder Hochschultitel sowie entspre-
chende staatliche Grade, Bezeichnungen oder Titel 
(Grade) können im Geltungsbereich dieses Gesetzes 
geführt werden. 

(2) Grade dürfen nur verliehen werden, wenn hamburgi-
sche Bestimmungen es vorsehen. Bezeichnungen, die 
Graden zum Verwechseln ähnlich sind, dürfen nicht 
verliehen werden. 
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§ 69 
Ausländische Grade 

(1) Ein ausländischer akademischer Hochschulgrad, der 
auf Grund einer Prüfung im Anschluss an ein tatsächlich 
absolviertes Studium von einer nach dem Recht des 
Herkunftslandes anerkannten Hochschule ordnungsge-
mäß verliehen wurde, kann in der Form, in der er verlie-
hen wurde, unter Angabe der verleihenden Institution 
geführt werden. Die verliehene Form des Grades kann 
bei fremden Schriftarten in die lateinische Schrift über-
tragen werden; ferner kann die im Herkunftsland zuge-
lassene oder nachweislich allgemein übliche Abkürzung 
geführt sowie eine wörtliche Übersetzung in Klammern 
hinzugefügt werden. Die Sätze 1 und 2 gelten für aus-
ländische staatliche und kirchliche Hochschulgrade 
entsprechend. § 10 des Bundesvertriebenengesetzes in 
der Fassung vom 3. Juni 1993 (BGBl. I S. 830), zuletzt 
geändert am 22. Dezember 1999 (BGBl. I S. 2534, 
2535), in der jeweils geltenden Fassung bleibt unberührt. 

(2) Ein ausländischer Ehrengrad, der von einer nach dem 
Recht des Herkunftslandes zur Verleihung berechtigten 
Hochschule oder einer anderen Stelle verliehen wurde, 
kann nach Maßgabe der für die Verleihung geltenden 
Rechtsvorschriften in der verliehenen Form unter Anga-
be der verleihenden Stelle geführt werden. Ein ausländi-
scher Ehrengrad darf nicht geführt werden, wenn die 
verleihende Institution kein Recht zur Vergabe des ent-
sprechenden Grades nach Absatz 1 besitzt. 

(3) Die Absätze 1 und 2 gelten für die Führung von 
Hochschultiteln und Hochschultätigkeitsbezeichnungen 
entsprechend. 

(4) Soweit Vereinbarungen und Abkommen der Bundes-
republik Deutschland mit anderen Staaten über Gleich-
wertigkeiten im Hochschulbereich und Vereinbarungen 
der Länder der Bundesrepublik Deutschland die Betrof-
fenen gegenüber den Absätzen 1 bis 3 begünstigen, 
erhalten diese Regelungen den Vorrang. Die zuständige 
Behörde trifft durch Allgemeinverfügung die erforderli-
chen Bestimmungen zur Umsetzung. 

(5) Die zuständige Behörde kann in begründeten Fällen 
Ausnahmeregelungen treffen, die Betroffene gegenüber 
den Absätzen 1 bis 4 begünstigen. 

(6) Eine von den Absätzen 1 bis 5 abweichende Grad- 
oder Titelführung ist ebenso untersagt wie die Führung 
von durch Kauf erworbenen Graden und Hochschulti-
teln. Wer einen ausländischen Grad oder Hochschultitel 
führt, hat auf Verlangen der zuständigen Behörde die 
Berechtigung hierzu nachzuweisen. 

 

§ 70 
Promotion 

(1) Die Promotion dient dem Nachweis der Befähigung 
zu vertiefter selbständiger wissenschaftlicher Arbeit. 

 
 
 

(2) Die Promotion wird aufgrund einer wissenschaftli-
chen Arbeit (Dissertation) oder gleichwertiger wissen-
schaftlicher Leistungen und einer mündlichen Leistung 
vorgenommen. Bewerberinnen und Bewerber haben 
gegenüber der Hochschule an Eides Statt zu versichern, 
dass sie ihre Dissertation selbst verfasst und keine ande-
ren als die angegebenen Hilfsmittel benutzt haben. 

(3) Die Zulassung zur Promotion setzt grundsätzlich ein 
abgeschlossenes Hochschulstudium voraus. Bewerbe-
rinnen und Bewerber müssen die Befähigung zur wis-
senschaftlichen Arbeit erkennen lassen. Die Hochschule, 
an der die Promotion erfolgen soll, legt fest, wie 
Bewerberinnen und Bewerber diese Befähigung 
nachzuweisen haben.  

(4) Aufgrund der Promotion wird der Doktorgrad verlie-
hen. 

(5) Personen, die promovieren, werden als Doktorandin-
nen und Doktoranden der Hochschule immatrikuliert. 
Die Hochschule wirkt auf die wissenschaftliche Betreu-
ung ihrer Doktorandinnen und Doktoranden hin. Sie soll 
für sie forschungsorientierte Studien anbieten und ihnen 
den Erwerb von akademischen Schlüsselqualifikationen 
ermöglichen. 

(6) Das Nähere regeln die Promotionsordnungen.  

 

§ 71 
Habilitation 

(1) Die Habilitation dient dem Nachweis besonderer 
Befähigung zu selbständiger wissenschaftlicher For-
schung. 

(2) Die Zulassung zur Habilitation setzt ein abgeschlos-
senes Hochschulstudium und die Promotion voraus. Von 
dem Erfordernis der Promotion kann in Ausnahmefällen 
abgesehen werden. 

(3) Die Befähigung nach Absatz 1 wird durch eine Habi-
litationsschrift, durch eine oder mehrere wissenschaftli-
che Veröffentlichungen oder Leistungen von außeror-
dentlicher Bedeutung oder in Ausnahmefällen durch eine 
hervorragende Dissertation nachgewiesen.  

(4) Das Nähere regeln die Habilitationsordnungen. 

 

§ 72 
Staatliche und kirchliche Prüfungen, 

staatliche Prüfungsordnungen 

(1) Die zuständige staatliche Stelle und die Hochschulen 
bestimmen im gegenseitigen Einvernehmen, ob an die 
Stelle einer staatlichen Abschlussprüfung eine Hoch-
schulabschlussprüfung oder an die Stelle einer Hoch-
schulabschlussprüfung eine staatliche Abschlussprüfung 
treten soll. 



 20

(2) Der Senat wird ermächtigt, durch Rechtsverordnung 
nach Anhörung der Hochschule für Studiengänge, die 
durch staatliche Prüfungen abgeschlossen werden, Prü-
fungsordnungen zu erlassen. 

(3) Die §§ 59 bis 65 gelten für staatliche Prüfungsord-
nungen entsprechend, soweit dies mit dem Zweck der 
jeweiligen staatlichen Prüfung vereinbar ist. Abwei-
chend von § 64 Absatz 1 kann auch zur Prüferin oder 
zum Prüfer bestellt werden, wer die betreffende oder 
eine vergleichbare Prüfung abgelegt hat. Die staatlichen 
Prüfungsordnungen sollen dem § 66 entsprechende Re-
gelungen enthalten. 

(4) Die Hochschulen können auf Grund einer bestande-
nen staatlichen oder kirchlichen Abschlussprüfung einen 
Hochschulgrad verleihen; die Hochschulen regeln das 
Nähere durch Satzung. 

 

VIERTER TEIL 

Forschung 

§ 73 
Aufgaben und Gegenstände der Forschung 

Die Forschung in den Hochschulen dient der Gewinnung 
wissenschaftlicher Erkenntnisse sowie der wissenschaft-
lichen Grundlegung und Weiterentwicklung von Lehre 
und Studium. Die Forschung soll in enger Verknüpfung 
mit Lehre und Studium geplant und durchgeführt wer-
den. Gegenstand der Forschung in den Hochschulen 
können unter Berücksichtigung der Aufgabenstellung 
der Hochschule alle wissenschaftlichen Bereiche sowie 
die Anwendung wissenschaftlicher Erkenntnisse in der 
Praxis sein. In die Forschungsvorhaben sollen auch die 
Anwendung der wissenschaftlichen Erkenntnisse und die 
Folgen der Anwendung einbezogen werden. 

 

§ 74 
Koordinierung der Forschung, 

Zusammenwirken mit der Praxis 

(1) Forschungsvorhaben sind innerhalb einer Hochschu-
le mit dem Ziel zu koordinieren, die Tätigkeit der 
Mitglieder der Hochschule in der Forschung zu fördern 
und die bereitgestellten Mittel bestmöglich zu nutzen. 

(2) Die Hochschulen sollen die Bildung von For-
schungsschwerpunkten, auch von solchen mit fachüber-
greifendem Charakter, und die Bildung gemeinsamer 
Forschungsschwerpunkte mit anderen Hochschulen oder 
mit Einrichtungen außerhalb des Hochschulbereichs 
aufgrund von Vereinbarungen anstreben.  

(3) Zur gegenseitigen Abstimmung von Forschungsvor-
haben und Forschungsschwerpunkten und zur Planung 
und Durchführung gemeinsamer Forschungsvorhaben 
wirken die Hamburger Hochschulen untereinander, mit 
anderen Hochschulen oder Forschungseinrichtungen und 
mit Einrichtungen der überregionalen Forschungspla-
nung und Forschungsförderung zusammen. 

 
 

(4) Die Hochschulen fördern in der Forschung die Zu-
sammenarbeit mit Personen und Einrichtungen der Be-
rufspraxis. 

 

§ 75 
Forschungsberichte 

Die Hochschulen legen in der Regel alle drei Jahre For-
schungsberichte vor, in denen ihre Forschungsaktivitäten 
dokumentiert werden. 

 

§ 76 
Veröffentlichung von Forschungsergebnissen 

Bei der Veröffentlichung von Forschungsergebnissen 
sind diejenigen, die einen eigenständigen Beitrag geleis-
tet haben, als Mitautorinnen oder Mitautoren zu nennen; 
soweit möglich, ist ihr Beitrag zu kennzeichnen.  

 

§ 77 
Forschung mit Mitteln Dritter 

(1) Mitglieder der Hochschulen, zu deren dienstlichen 
Aufgaben die Forschung gehört, sind berechtigt, im 
Rahmen dieser Aufgaben auch solche Forschungsvorha-
ben durchzuführen, die nicht aus den der Hochschule zur 
Verfügung stehenden Haushaltsmitteln, sondern aus 
Mitteln Dritter finanziert werden; ihre Verpflichtung zur 
Erfüllung der übrigen dienstlichen Aufgaben bleibt un-
berührt. Die Durchführung von Vorhaben nach Satz 1 ist 
Teil der Hochschulforschung. 

(2) Ein Hochschulmitglied ist berechtigt, ein For-
schungsvorhaben nach Absatz 1 in der Hochschule 
durchzuführen, wenn die Erfüllung anderer Aufgaben 
der Hochschule sowie die Rechte und Pflichten anderer 
Personen dadurch nicht beeinträchtigt werden und ent-
stehende Folgelasten angemessen berücksichtigt sind; 
die Forschungsergebnisse sollen in absehbarer Zeit ver-
öffentlicht werden. 

(3) Ein Forschungsvorhaben nach Absatz 1 ist anzuzei-
gen; die Anzeige muss alle Angaben enthalten, die eine 
Beurteilung des Vorhabens nach Absatz 2 ermöglichen. 
Die Durchführung eines solchen Vorhabens darf nicht 
von einer Genehmigung abhängig gemacht werden. Die 
Inanspruchnahme von Personal, Sachmitteln und Ein-
richtungen der Hochschule darf nur untersagt oder durch 
Auflagen beschränkt werden, soweit die Voraussetzun-
gen des Absatzes 2 dies erfordern. 

(4) Die Mittel für Forschungsvorhaben, die in der Hoch-
schule durchgeführt werden, sollen von der Hochschule 
oder von Einrichtungen der Hochschule verwaltet wer-
den. Die Mittel sind für den von der Geldgeberin oder 
vom Geldgeber bestimmten Zweck zu verwenden und 
nach deren oder dessen Bedingungen zu bewirtschaften, 
soweit gesetzliche Bestimmungen nicht entgegenstehen. 
Treffen die Bedingungen keine Regelung, so gelten 
ergänzend die hamburgischen Bestimmungen. Auf An-
trag  
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des Hochschulmitglieds, das das Vorhaben durchführt, 
soll von der Verwaltung der Mittel durch die Hochschu-
le abgesehen werden, sofern dies mit den Bedingungen 
der Geldgeberin oder des Geldgebers vereinbar ist; Satz 
3 gilt in diesem Falle nicht. 

(5) Aus Mitteln Dritter bezahlte hauptberufliche Mitar-
beiterinnen und Mitarbeiter an Forschungsvorhaben, die 
in der Hochschule durchgeführt werden, sollen als Per-
sonal der Hochschule im Arbeitsvertragsverhältnis ein-
gestellt werden. Die Einstellung setzt voraus, dass die 
Mitarbeiterin oder der Mitarbeiter von dem 
Hochschulmitglied, dass das Vorhaben durchführt, 
vorgeschlagen wurde. Sofern dies mit den Bedingungen 
der Geldgeberin oder des Geldgebers vereinbar ist, kann 
das Hochschulmitglied in begründeten Fällen die 
Arbeitsverträge mit den Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeitern abschließen; dabei sollen mindestens die im 
öffentlichen Dienst für vergleichbare Tätigkeiten übli-
chen Vergütungs- und Urlaubsregelungen vereinbart 
werden. (6) Sämtliche Einnahmen, einschließlich von Gemein-
kosten und Entgelten für die Inanspruchnahme von Per-
sonal, Sachmitteln und Einrichtungen, stehen der Hoch-
schule für die Erfüllung ihrer Aufgaben zusätzlich zur 
Verfügung. Die Verpflichtung zur Abführung von Ver-
sorgungszuschlägen bleibt unberührt. 

(7) Das Nähere über Drittmittelprojekte regeln die 
Hochschulen durch Satzung. 

 

§ 78 
Künstlerische Entwicklungsvorhaben und 

Entwicklungsvorhaben im Rahmen angewandter 
Forschung 

Die §§ 73 bis 77 gelten für künstlerische Entwicklungs-
vorhaben und für Entwicklungsvorhaben im Rahmen 
angewandter Forschung sinngemäß. 

 

FÜNFTER TEIL 

Aufbau und Organisation der Hochschulen 

Erster Abschnitt 
Leitung der Hochschulen 

§ 79 
Präsidium 

(1) Die Präsidentin oder der Präsident, die Vizepräsiden-
tinnen und Vizepräsidenten sowie die Kanzlerin oder der 
Kanzler bilden das Präsidium. 

(2) Das Präsidium leitet die Hochschule. Es schließt die 
Ziel- und Leistungsvereinbarungen mit der zuständigen 
Behörde ab. Es beschließt die Wirtschaftspläne und die 
Gebührensatzungen. Es erstellt die Vorschläge für die 
Struktur- und Entwicklungspläne, für deren Fortschrei-
bung sowie für die Grundsätze der Ausstattung und der 
Mittelverteilung. Es überprüft bei frei werdenden Profes- 
 
 
 
 

suren und Juniorprofessuren nach § 14 Absatz 1 die 
zukünftige Verwendung der Stelle und schreibt die Pro-
fessuren und Juniorprofessuren aus. Es sorgt dafür, dass 
die zuständigen Organe den Gleichstellungsauftrag der 
Hochschulen erfüllen. Es sorgt für das Zusammenwirken 
von Organen und Mitgliedern der Hochschule und er-
forderlichenfalls für einen Ausgleich zwischen ihnen. Im 
Übrigen ist es für alle Angelegenheiten zuständig, für 
die dieses Gesetz nicht ausdrücklich andere Zuständig-
keiten bestimmt. 

(3) Das Präsidium kann einzelne Leitungsaufgaben auf 
andere Stellen der Hochschule delegieren. Es wirkt dar-
auf hin, dass die Mitglieder der Hochschule ihre Lehr-, 
Studienfachberatungs- und Prüfungsverpflichtungen 
ordnungsgemäß erfüllen und kann entsprechende Wei-
sungen erteilen.  

(4) Das Präsidium erstattet jährlich einen Bericht. 

(5) Die Aufgaben und Befugnisse des Präsidiums der 
Universität Hamburg und seiner Mitglieder in Bezug auf 
das Universitätsklinikum Hamburg-Eppendorf sind auf 
übergreifende Selbstverwaltungsangelegenheiten be-
schränkt, die den Fachbereich Medizin zugleich mit 
anderen Selbstverwaltungseinheiten der Universität 
Hamburg betreffen. 

 

§ 80 
Rechtsstellung der Präsidentin  

oder des Präsidenten 

(1) Die Präsidentin oder der Präsident wird vom Hoch-
schulrat gewählt, vom Hochschulsenat bestätigt und vom 
Senat bestellt. Voraussetzungen für die Bestellung sind 
mindestens eine abgeschlossene Hochschulausbildung 
und zusätzlich eine mehrjährige Berufstätigkeit in lei-
tender Stellung insbesondere in Wissenschaft, Wirt-
schaft, Verwaltung oder Rechtspflege. 

(2) Der Hochschulrat setzt eine Findungskommission 
ein, die zu gleichen Teilen aus Mitgliedern des Hoch-
schulrats und des Hochschulsenats besteht und von der 
Vorsitzenden oder dem Vorsitzenden des Hochschulrats 
geleitet wird. Die Findungskommission schreibt die 
Stelle aus und bereitet die Wahl durch den Hochschulrat 
vor.  

(3) Die Amtszeit beträgt sechs Jahre. Wiederwahl und 
Wiederbestellung sind möglich; in diesem Fall kann die 
Amtszeit bis zu sechs Jahren betragen. Kandidiert eine 
Präsidentin oder ein Präsident erneut und sind Hoch-
schulrat und Hochschulsenat mit der Wiederbestellung 
einverstanden, ist sie oder er erneut dem Senat zur Be-
stellung vorzuschlagen, ohne dass ein Verfahren nach 
Absatz 2 durchgeführt wird. 
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(4) Der Hochschulrat kann mit einer Mehrheit von drei 
Vierteln seiner Mitglieder die Präsidentin oder den Prä-
sidenten abwählen. Der Hochschulsenat kann mit einer 
Mehrheit von drei Vierteln seiner Mitglieder dem Hoch-
schulrat die Abwahl der Präsidentin oder des Präsidenten 
vorschlagen. 

 

§ 81 
Aufgaben der Präsidentin oder des Präsidenten 

(1) Die Präsidentin oder der Präsident vertritt die Hoch-
schule gerichtlich und außergerichtlich. 

(2) Die Präsidentin oder der Präsident leitet das Präsidi-
um. Ihr oder ihm steht die Richtlinienkompetenz inner-
halb des Präsidiums zu. Sie oder er legt im Einverneh-
men mit den Mitgliedern des Präsidiums für diese be-
stimmte Aufgabenbereiche fest. Bei Stimmengleichheit 
im Präsidium gibt die Stimme der Präsidentin oder des 
Präsidenten den Ausschlag. 

(3) Hält die Präsidentin oder der Präsident einen Be-
schluss oder eine Maßnahme anderer Stellen der Hoch-
schule für rechtswidrig, hat sie oder er den Beschluss 
oder die Maßnahme zu beanstanden und auf Abhilfe zu 
dringen. Die Beanstandung hat aufschiebende Wirkung. 
Wird keine Abhilfe geschaffen, ist die zuständige Be-
hörde zu unterrichten. 

(4) Sie oder er kann in unaufschiebbaren, zur Zuständig-
keit anderer Stellen der Hochschule gehörenden Fällen 
vorläufige Maßnahmen treffen, wenn diese Stellen hand-
lungsunfähig sind, es rechtswidrig unterlassen, zu han-
deln oder aus sonstigen Gründen außerstande sind, eine 
erforderliche Entscheidung oder Maßnahme rechtzeitig 
zu treffen. Die vorläufigen Maßnahmen treten außer 
Kraft, sobald die zuständigen Stellen die ihnen oblie-
genden Maßnahmen getroffen haben. 

(5) Sie oder er übt das Hausrecht und die Ordnungsge-
walt aus und trifft die notwendigen Maßnahmen im 
Bereich der Arbeitssicherheit und des Umweltschutzes. 
Die in Satz 1 genannten Aufgaben werden als staatliche 
Auftragsangelegenheiten wahrgenommen; sie können 
für bestimmte Bereiche oder für bestimmte Fälle anderen 
Personen übertragen werden. 

 

§ 82 
Vizepräsidentinnen, Vizepräsidenten 

(1) Die Vizepräsidentinnen und Vizepräsidenten werden 
von der Präsidentin oder dem Präsidenten für drei bis 
sechs Jahre ausgewählt und vom Hochschulsenat bestä-
tigt. Ist zwischen der Präsidentin oder dem Präsidenten 
und dem Hochschulsenat eine Einigung nicht möglich, 
entscheidet der Hochschulrat. Voraussetzung für die 
Auswahl ist mindestens ein abgeschlossenes Hochschul-
studium sowie eine mindestens dreijährige Berufstätig-
keit in verantwortlicher Stellung. Eine Wiederwahl ist 
möglich. 

 
 
 

(2) Die Zahl der Vizepräsidentinnen und Vizepräsiden-
ten beträgt mindestens zwei und höchstens fünf; sie wird 
in der Grundordnung festgelegt. Mindestens die Hälfte 
der Vizepräsidentinnen oder Vizepräsidenten muss be-
reits vor der Wahl Mitglied der Hochschule gewesen 
sein. Mindestens eine Vizepräsidentin oder ein Vizeprä-
sident muss Professorin oder Professor sein. 

(3) Die Vizepräsidentinnen und Vizepräsidenten nehmen 
ihre Aufgaben selbständig wahr und vertreten entspre-
chend einer in der Geschäftsordnung des Präsidiums zu 
treffenden näheren Regelung die Präsidentin oder den 
Präsidenten. 

(4) Die Präsidentin oder der Präsident kann Vizepräsi-
dentinnen und Vizepräsidenten im Benehmen mit dem 
Hochschulrat abberufen. 

 

§ 83 
Kanzlerin oder Kanzler 

(1) Die Kanzlerin oder der Kanzler leitet die Verwaltung 
der Hochschule unter der Verantwortung der Präsidentin 
oder des Präsidenten unbeschadet der fachlichen Zu-
ständigkeit der anderen Präsidiumsmitglieder für ihre 
Aufgabenbereiche. Sie oder er ist Beauftragte oder Be-
auftragter für den Haushalt. Erhebt die Kanzlerin oder 
der Kanzler Widerspruch gegen einen Beschluss des 
Präsidiums in einer Angelegenheit von finanzieller Be-
deutung, ist erneut abzustimmen. Zwischen der ersten 
und der erneuten Abstimmung sollen mindestens sechs 
Tage liegen. Kommt bei einer erneuten Abstimmung ein 
Beschluss gegen die Stimme der Kanzlerin oder des 
Kanzlers zustande, kann diese oder dieser die Entschei-
dung des Hochschulrats über die Angelegenheit herbei-
führen. 

(2) Die Kanzlerin oder der Kanzler wird vom Hoch-
schulrat auf Vorschlag der Präsidentin oder des Präsi-
denten gewählt und vom Präses der zuständigen Behörde 
bestellt. Die Amtszeit beträgt sechs Jahre. Wiederwahl 
und Wiederbestellung sind möglich. 

(3) Voraussetzung für die Bestellung ist ein abgeschlos-
senes Hochschulstudium oder eine entsprechende Quali-
fikation sowie eine in der Regel mindestens fünfjährige 
Berufstätigkeit in verantwortlicher Stellung, insbesonde-
re im Bereich der Hochschulleitung, der Verwaltung, der 
Wirtschaft oder der Rechtspflege. 

(4) Der Hochschulrat kann die Kanzlerin oder den Kanz-
ler mit einer Mehrheit von drei Vierteln seiner Mitglie-
der abwählen. 
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Zweiter Abschnitt 
Hochschulrat, Hochschulsenat 

§ 84 
Hochschulrat 

(1) Der Hochschulrat hat folgende Aufgaben: 

1. Wahl und Abwahl der Präsidentin oder des Präsiden-
ten (§ 80 Absätze 1 und 4), Entscheidung im Fall des 
§ 82 Absatz 1 Satz 2 und des § 91 Absatz 2 Satz 2 
zweiter Halbsatz sowie Mitwirkung im Fall des § 82 
Absatz 4, 

2. Entscheidung im Fall des § 83 Absatz 1 Satz 5 und 
Wahl sowie Abwahl der Kanzlerin oder des Kanzlers 
(§ 83 Absätze 2 und 4), 

3. Genehmigung der Grundordnung und der Satzung 
über Qualitätsbewertungsverfahren; unberührt bleibt 
die in den Fällen des § 101 erforderliche zusätzliche 
Genehmigung der zuständigen Behörde, 

4. Beschlussfassung über die Struktur- und Entwick-
lungspläne sowie deren Fortschreibung, 

5. Beschlussfassung über die Grundsätze für die Aus-
stattung und die Mittelverteilung,  

6. Genehmigung der Wirtschaftspläne, 
7. Genehmigung von Gebührensatzungen, 
8. Entgegennahme des Jahresberichts des Präsidiums. 

(2) Der Hochschulrat gibt ferner Empfehlungen zur 
Profilbildung der Hochschule und zur Schwerpunktset-
zung in Forschung und Lehre sowie zur Weiterentwick-
lung des Studienangebots. Die zuständigen Organe der 
Hochschule haben die Empfehlungen des Hochschulrats 
zu würdigen. Der Hochschulrat hat das Recht, das Er-
scheinen von Mitgliedern des Präsidiums der Hochschu-
le zu seinen Sitzungen zu verlangen und von allen ande-
ren Hochschulorganen die zur Wahrnehmung seiner 
Aufgaben nötigen Informationen einzuholen. 

(3) Der Hochschulrat hat in der Universität Hamburg 
und in der Hochschule für angewandte Wissenschaften 
neun und in den anderen Hochschulen fünf Mitglieder. 
Von diesen Mitgliedern werden in der Universität Ham-
burg und in der Hochschule für angewandte Wissen-
schaften acht und in den übrigen Hochschulen vier je-
weils zur Hälfte vom Senat und vom Hochschulsenat 
bestimmt. Das weitere Mitglied des Hochschulrats wird 
von den in Satz 2 genannten Mitgliedern gewählt. Die 
Amtszeit aller Mitglieder beträgt vier Jahre. Wiederbe-
nennung und Wiederwahl sind möglich. 

(4) Bestimmt und gewählt werden können mit dem 
Hochschulwesen vertraute Persönlichkeiten aus Wissen-
schaft, Kultur, Wirtschaft oder Politik, die nicht der 
zuständigen Behörde angehören. Die vom Hochschulse-
nat bestimmten Mitglieder dürfen jeweils zur Hälfte der 
Hochschule angehören. Die Mitglieder des Hochschul-
rats arbeiten ehrenamtlich. 

 
 
 
 
 
 

(5) Der Hochschulrat wählt aus seinen nicht der Hoch-
schule angehörenden Mitgliedern eine Vorsitzende oder 
einen Vorsitzenden sowie die Stellvertreterin oder den 
Stellvertreter der oder des Vorsitzenden. Die erste Sit-
zung wird von dem an Lebensjahren ältesten Mitglied 
einberufen und geleitet. Der Hochschulrat ist beschluss-
fähig, wenn mehr als die Hälfte der gesetzlichen Mit-
glieder anwesend ist. Der Hochschulrat gibt sich eine 
Geschäftsordnung. 
 

§ 85 
Hochschulsenat 

(1) Der Hochschulsenat hat folgende Aufgaben: 

1. Beschlussfassung über die Grundordnung sowie über 
andere Satzungen, soweit dieses Gesetz keine andere 
Zuständigkeit bestimmt, 

2. Mitwirkung bei der Wahl und Abwahl der Präsiden-
tin oder des Präsidenten (§ 80) sowie bei der Bestel-
lung des Hochschulrats (§ 84 Absatz 3),  

3. Bestätigung von Vizepräsidentinnen und Vizepräsi-
denten (§ 82 Absatz 1), 

4. Beschlussfassung über Einrichtung, Änderung, Auf-
hebung und innere Struktur von Selbstverwaltungs-
einheiten; der Hochschulsenat kann diese Entschei-
dungen auf Selbstverwaltungseinheiten nach § 90 de-
legieren, 

5. Stellungnahme zu den Struktur- und Entwicklungs-
plänen und deren Fortschreibung; die Stellungnah-
men sind in die Beratungen des Hochschulrats einzu-
beziehen und von ihm gesondert zu würdigen, 

6. Beschlussfassung über die Einrichtung, Änderung 
und Aufhebung von Studiengängen; der Hochschul-
senat kann diese Entscheidungen auf Selbstverwal-
tungseinheiten nach § 90 delegieren, 

7. Stellungnahme zu Berufungsvorschlägen und die 
Aufstellung von Vorschlägen für die Verleihung der 
akademischen Bezeichnung „Professorin“ oder „Pro-
fessor“, 

8. Erlass von Richtlinien zur Frauenförderung, Aufstel-
lung von Frauenförderplänen und Wahl der Gleich-
stellungsbeauftragten nach § 87,  

9. Wahl der Behindertenbeauftragten nach § 88, 
10. Stellungnahmen zu Grundsätzen für die Ausstattung 

und die Mittelverteilung, 
11. Stellungnahmen zu den Wirtschaftsplänen,  
12. Stellungnahmen zu den Gebührensatzungen, 

13. Stellungnahmen zum Jahresbericht des Präsidiums, 

14. Verleihung akademischer Ehrungen. 

(2) Der Hochschulsenat kann in allen Selbstverwal-
tungsangelegenheiten, die die gesamte Hochschule be-
rühren, vom Präsidium Auskunft verlangen und Empfeh-
lungen aussprechen.  
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(3) Den Hochschulsenaten gehören je nach Größe der 
Hochschule 11 bis 21 stimmberechtigte Mitglieder an. 
Die Gruppe der Hochschullehrerinnen und Hochschul-
lehrer verfügt über die absolute Mehrheit der Sitze und 
Stimmen. Alle anderen Gruppen müssen angemessen 
vertreten sein. Das Nähere regelt die Grundordnung. 

(4) Die Präsidentin oder der Präsident ist beratendes 
Mitglied des Hochschulsenats und führt in ihm den Vor-
sitz. Der Hochschulsenat kann für einzelne seiner Auf-
gaben Ausschüsse und Beauftragte einsetzen und diesen 
Entscheidungsbefugnisse übertragen. 

(5) Die Aufgaben und Befugnisse des Hochschulsenats 
der Universität Hamburg in Bezug auf das Universitäts-
klinikum Hamburg-Eppendorf sind auf übergreifende 
Selbstverwaltungsangelegenheiten beschränkt, die den 
Fachbereich Medizin zugleich mit anderen Selbstverwal-
tungseinheiten der Universität Hamburg betreffen. 

 

§ 86 
aufgehoben 

 

Dritter Abschnitt 
Sonstige Organisationsvorschriften 

§ 87 
Gleichstellungsbeauftragte 

(1) Die Hochschule wählt für drei Jahre die Gleichstel-
lungsbeauftragte der Hochschule und ihre Stellvertrete-
rin. Wählbar sind Hochschullehrerinnen, weibliche Mit-
glieder des akademischen Personals sowie andere Frau-
en, die einen Hochschulabschluss und geeignete berufli-
che Erfahrungen nachweisen können. 

(2) Der Gleichstellungsbeauftragten sind die für die 
Wahrnehmung ihrer Aufgaben notwendigen Personal- 
und Sachmittel zur Verfügung zu stellen. Sie ist von der 
dienstlichen Tätigkeit ohne Minderung der Bezüge oder 
des Arbeitsentgelts zu befreien, soweit es ihre Aufgaben 
erfordern. 

(3) Die Gleichstellungsbeauftragte unterstützt die Hoch-
schule bei allen Gleichstellungsmaßnahmen. Sie wirkt 
insbesondere bei Struktur- und Personalentscheidungen 
sowie bei der Entwicklungsplanung der Hochschule mit. 
Sie ist bei Richtlinien zur Frauenförderung und Frauen-
förderplänen zu beteiligen. Sie kann gegenüber allen 
Organen der Hochschule Stellung nehmen und Vor-
schläge machen. Sie hat Rede- und Antragsrecht in allen 
Selbstverwaltungsgremien und ist wie ein Mitglied zu 
laden und zu informieren. Sie hat bei der Einstellung 
von wissenschaftlichem Personal das Recht zur Einsicht 
in alle Bewerbungsunterlagen. 

(4) In der Universität Hamburg, der  Hochschule für 
angewandte Wissenschaften Hamburg und der Techni-
schen Universität Hamburg-Harburg kann für sechs 
Jahre  
 
 
 
 

 
eine hauptberufliche Gleichstellungsbeauftragte gewählt 
werden. Die Hochschule hat in diesem Fall die Stelle 
öffentlich auszuschreiben. Für die Gleichstellungsbeauf-
tragte wird ein privatrechtliches Dienstverhältnis be-
gründet.  

(5) Ist eine den Gleichstellungsauftrag berührende 
Entscheidung eines Hochschulorgans gegen das 
schriftliche Votum der Gleichstellungsbeauftragten 
getroffen worden, kann diese innerhalb von einer Woche 
eine erneute Entscheidung verlangen (Widerspruch). Die 
erneute Entscheidung darf erst nach dem Versuch einer 
Einigung und frühestens eine Woche nach Einlegung 
des Widerspruchs getroffen werden. Der Widerspruch 
ist in derselben Angelegenheit nur einmal zulässig. 

 

§ 88 
Behindertenbeauftragte 

(1) Die Hochschule wählt für drei Jahre eine Beauftragte 
oder einen Beauftragten für die Belange der behinderten 
Studierenden (Behindertenbeauftragte oder Behinder-
tenbeauftragter) sowie eine Stellvertreterin oder einen 
Stellvertreter. 

(2) Den Behindertenbeauftragten sind die für die Wahr-
nehmung ihrer Aufgaben notwendigen Personal- und 
Sachmittel zur Verfügung zu stellen. Sie sind von der 
dienstlichen Tätigkeit ohne Minderung der Bezüge zu 
befreien, soweit es ihre Aufgaben erfordern.  

(3) Die Behindertenbeauftragten wirken bei allen Maß-
nahmen zur sozialen Förderung von behinderten Studie-
renden und zum Nachteilsausgleich beim Studium und 
bei Prüfungen mit. Sie können gegenüber allen Organen 
der Hochschulen Stellungnahmen abgeben und Vor-
schläge machen. Sie haben Rede- und Antragsrecht in 
allen Selbstverwaltungsgremien. Sie sind über alle ge-
planten Maßnahmen zu informieren, die Belange von 
behinderten Studierenden betreffen. 

 

§ 89 
aufgehoben 

 

§ 90 
Selbstverwaltungsstruktur 

(1) Die Grundordnung regelt die Selbstverwaltungs-
struktur unterhalb der zentralen Ebene. Sie kann 
bestimmen, dass unterhalb der zentralen Ebene Selbst-
verwaltungseinheiten mit besonderen Organen gebildet 
werden oder gebildet werden können, insbesondere 
Fakultäten, Fachbereiche, Forschungsschwerpunkte, 
Studiendekanate und wissenschaftliche Einrichtungen. 
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(2) Selbstverwaltungseinheiten nach Absatz 1 Satz 2 
können körperschaftlich oder anstaltlich organisiert sein. 
Sie nehmen in ihren Bereichen die Aufgaben der Hoch-
schule in eigener Verantwortung wahr. Ihnen werden 
unter Berücksichtigung von leistungs- und belastungs-
orientierten Kriterien die zur Erfüllung ihrer Aufgaben 
erforderlichen Mittel zugewiesen. 

(3) Körperschaftlich organisierte Selbstverwaltungsein-
heiten, die für Studien- und Prüfungsangelegenheiten 
und die Forschung in bestimmten Fächern verantwort-
lich sind, erhalten abweichend von § 85 auch die Zu-
ständigkeit für den Erlass von Hochschulprüfungsord-
nungen und Studienordnungen sowie für die Stellung-
nahme zu Berufungsvorschlägen; § 14 Absatz 2 bleibt 
unberührt. Sie wählen für ihren Bereich Gleichstellungs-
beauftragte. Sie sollen beratende  Ausschüsse für Lehre 
und Studium einsetzen. 

 

§ 91 
Leitungsorgane der Selbstverwaltungseinheiten 

(1) Körperschaftlich organisierte Selbstverwaltungsein-
heiten nach § 90 Absatz 3 werden durch Dekanate gelei-
tet, denen eine Dekanin oder ein Dekan sowie mindes-
tens eine Prodekanin oder mindestens ein Prodekan 
angehören. Die Dekanate entscheiden über alle Angele-
genheiten der Selbstverwaltungseinheit, die nicht aus-
drücklich Selbstverwaltungsgremien nach § 92 Absatz 1 
zugewiesen sind. Die Dekanin oder der Dekan überträgt 
jeder Prodekanin und jedem Prodekan einen eigenen 
Aufgabenbereich. Der Dekanin oder dem Dekan steht 
bei der Wahrnehmung der Leitungsaufgaben die Richtli-
nienkompetenz zu. Körperschaftlich organisierte Selbst-
verwaltungseinheiten nach § 90 Absatz 3 können eine 
Geschäftsführerin oder einen Geschäftsführer erhalten, 
die oder der Mitglied im Dekanat ist und der oder dem 
die Haushalts- und Wirtschaftsführung der Selbstverwal-
tungseinheit obliegt. 

(2) Dekaninnen und Dekane sowie Geschäftsführerinnen 
und Geschäftsführer müssen nicht Mitglieder der Hoch-
schule gewesen sein. Sie werden vom Präsidium ausge-
wählt und von dem Selbstverwaltungsgremium nach 
§ 92 bestätigt; können sich beide Organe nicht einigen, 
entscheidet der Hochschulrat. Prodekaninnen und Pro-
dekane werden auf Vorschlag der Dekaninnen oder 
Dekane vom Präsidium bestellt. Die Amtszeiten aller 
Mitglieder der Dekanate betragen drei bis fünf Jahre; das 
Präsidium kann sie nach Anhörung des Selbstverwal-
tungsgremiums nach § 92 aus wichtigem Grund abberu-
fen. Die Hochschulen können in den Grundordnungen 
von den Sätzen 1 bis 4 abweichende Bestimmungen 
treffen; diese Bestimmungen müssen jedoch mindestens 
die Zustimmung des Präsidiums zur Wahl von Dekanin-
nen, Dekanen, Geschäftsführerinnen und Geschäftsfüh-
rern vorsehen. 

(3) Andere Selbstverwaltungseinheiten nach § 90 erhal-
ten eine Leiterin, einen Leiter oder eine kollegiale Lei-
tung aus den der Selbstverwaltungseinheit angehörenden 
Professorinnen und Professoren.  
 

 
§ 92 

Selbstverwaltungsgremien unterhalb der zentralen 
Ebene 

(1) In körperschaftlich organisierten Selbstverwaltungs-
einheiten werden Selbstverwaltungsgremien gewählt, in 
denen die Gruppe der Hochschullehrerinnen und Hoch-
schullehrer über die absolute Mehrheit der Sitze und 
Stimmen verfügt und alle anderen Gruppen angemessen 
vertreten sind.  

(2) Die Leiterin, der Leiter oder ein Mitglied einer kolle-
gialen Leitung der Selbstverwaltungseinheit ist Vorsit-
zende oder Vorsitzender des Selbstverwaltungsgremi-
ums. Das Nähere regelt die Grundordnung. 

 

§ 93 
Betriebseinheiten 

(1) Zur Erbringung von Dienstleistungen für die Hoch-
schulen können Betriebseinheiten gebildet werden. 

(2) Das Präsidium entscheidet über die Bildung, Ände-
rung und Aufhebung von Betriebseinheiten sowie über 
die Bestellung der Leiterinnen und Leiter. 

 

§ 94 
Bibliothekswesen 

(1) Die Staats- und Universitätsbibliothek ist eine zentra-
le Bibliothek der Hochschulen. Sie bildet mit den Biblio-
thekseinrichtungen der Hochschulen einen Bibliothe-
kenverbund, in dem die Erwerbung, Bereitstellung und 
Nutzung von Medien sowie die bibliothekarischen Ar-
beitsverfahren koordiniert werden. In den Bibliotheken-
verbund können andere Bibliotheken einbezogen wer-
den. 

(2) Die Direktorin oder der Direktor der Staats- und 
Universitätsbibliothek bildet für den Bibliothekenver-
bund einen Bibliotheksbeirat, den sie oder er leitet und 
in den die Hochschulen Vertreterinnen und Vertreter 
entsenden. Der Bibliotheksbeirat kann Empfehlungen 
aussprechen. 

(3) Die Direktorin oder der Direktor der Staats- und 
Universitätsbibliothek übt die Fachaufsicht über die 
Bibliothekseinrichtungen der Hochschulen aus. 

 

§ 95 
Wissenschaftliche Einrichtungen 

außerhalb der Hochschule 

Die Hochschule kann einer wissenschaftlichen Einrich-
tung außerhalb der Hochschule, an der die Freiheit von 
Forschung und Lehre gesichert ist, mit deren Zustim-
mung die Befugnis verleihen, die Bezeichnung einer 
wissenschaftlichen Einrichtung an der Hochschule zu 
führen. Die Verleihung kann widerrufen werden. 
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Vierter Abschnitt 
Gemeinsame Bestimmungen 

§ 96 
Verfahrensgrundsätze 

(1) Bei den Gremien, deren Zusammensetzung in diesem 
Gesetz nicht geregelt ist, müssen alle Mitgliedergruppen 
angemessen vertreten sein. Soweit solche Gremien Ent-
scheidungsbefugnisse in Angelegenheiten haben, die 
Forschung, künstlerische Entwicklungsvorhaben oder 
die Lehre unmittelbar berühren, muss die Gruppe der 
Hochschullehrerinnen und Hochschullehrer über die 
absolute Mehrheit der Sitze und Stimmen verfügen. § 14 
Absatz 2 bleibt unberührt. 

(2) Die Mitglieder der Gremien sind an Weisungen und 
Aufträge nicht gebunden. 

(3) Die Gremien sind beschlussfähig, wenn mindestens 
die Hälfte der gewählten Mitglieder anwesend und die 
Sitzung ordnungsgemäß einberufen ist. 

(4) Beschlüsse werden, soweit dieses Gesetz nichts an-
deres bestimmt, mit der Mehrheit der abgegebenen gül-
tigen Stimmen gefasst. Mitglieder des TVP wirken bei 
Entscheidungen, die Lehre, Forschung oder künstleri-
sche Entwicklungsvorhaben unmittelbar berühren, unter 
Berücksichtigung ihrer Funktion in der Hochschule 
stimmberechtigt mit; das Nähere regelt die Grundord-
nung.  

(5) In Personalangelegenheiten ist geheim abzustimmen. 

 

§ 97 
Gemeinsame Berufungsverfahren 

(1) Ist eine Stelle mit einer Professorin oder einem Pro-
fessor zu besetzen, mit der eine Aufgabe in einer wissen-
schaftlichen Einrichtung außerhalb der Hochschule ver-
bunden ist, soll die Hochschule mit dem Träger der Ein-
richtung eine Vereinbarung über den Ablauf der Verfah-
rens bis zur Aufstellung des Berufungsvorschlags tref-
fen. In der Regel soll sich das Verhältnis der Stimmrech-
te an der Aufgabenverteilung orientieren. 

(2) Kommt eine Vereinbarung nach Absatz 1 nicht in 
angemessener Zeit zustande, kann die zuständige Behör-
de die notwendigen Regelungen treffen. 

 

§ 98 
Öffentlichkeit 

(1) An den Sitzungen der Gremien können grundsätzlich 
alle Mitglieder der Hochschule als Zuhörerinnen und 
Zuhörer teilnehmen. 

 
(2) Personalangelegenheiten, Prüfungsangelegenheiten 
und personenbezogene Bewertungen von Lehrveranstal-
tungen nach § 111 Absatz 2 werden in nichtöffentlicher 
Sitzung behandelt. Die Beteiligten sind zur Verschwie-
genheit über die Sitzungsgegenstände verpflichtet. 

 

§ 99 

Wahlen 

(1) Die Mitglieder der Selbstverwaltungsgremien wer-
den von den jeweiligen Mitgliedergruppen in freier, 
gleicher, geheimer und in der Regel unmittelbarer Wahl 
gewählt. Briefwahl ist zu ermöglichen. 

(2) Die Amtszeit der Mitglieder der Selbstverwaltungs-
gremien soll zwei Jahre, die der Studierenden ein Jahr 
betragen. Eine Abwahl ist ausgeschlossen. 
 
(3) Die Wahlordnung trifft die näheren Bestimmungen 
über Wahlen. Die Bestimmungen der Wahlordnung und 
die Festlegung des Zeitpunktes der Wahl sollen die Vor-
aussetzung für eine möglichst hohe Wahlbeteiligung 
schaffen.  
 
(4) Über Wahlanfechtungen nach Feststellung des 
Wahlergebnisses entscheidet ein Wahlprüfungsaus-
schuss. Gegen Entscheidungen des Wahlprüfungsaus-
schusses findet ein Widerspruchsverfahren nicht statt. 

 

§ 100 
Haushaltsangelegenheiten 

(1) Die zugewiesenen Haushaltsmittel werden vom Prä-
sidium bewirtschaftet.  

(2) Die für Lehre, Forschung und künstlerische Entwick-
lungsvorhaben zur Verfügung stehenden Haushaltsmittel 
sind unter Berücksichtigung von leistungs- und belas-
tungsorientierten Kriterien zu verteilen. 

 

§ 101 
Abweichende Organisationsregelungen 

Die zuständige Behörde kann auf Antrag einer Hoch-
schule Regelungen in der Grundordnung genehmigen, 
die eine von den §§ 79 bis 85 sowie 90 bis 92 abwei-
chende Organisation vorsehen. Solche Regelungen müs-
sen befristet sein. 

 

SECHSTER TEIL 

Studierendenschaft 

§ 102 
Rechtsstellung, Aufgaben, Organe 

(1) Die an der Hochschule immatrikulierten Studieren-
den bilden die Studierendenschaft. Diese ist eine rechts-
fähige Gliedkörperschaft der Hochschule. Sie nimmt 
ihre Angelegenheiten selbst wahr. 

(2) Die Studierendenschaft hat die Aufgabe, die Interes-
sen der Studierenden wahrzunehmen und bei der Ver-
wirklichung von Zielen und Aufgaben der Hochschule 
mitzuwirken. Ihre Aufgabe ist es insbesondere, 
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1. im Rahmen ihrer Aufgabenstellung nach Satz 1 die 
hochschulpolitischen Belange der Studierenden 
wahrzunehmen; sie hat kein allgemeinpolitisches 
Mandat,  

2. die politische Bildung und das staatsbürgerliche 
Verantwortungsbewusstsein der Studierenden sowie 
ihre Bereitschaft zum Einsatz für die Grund- und 
Menschenrechte sowie zur Toleranz auf der Grund-
lage der verfassungsmäßigen Ordnung zu fördern,  
 

3. zu allen Fragen Stellung zu nehmen, die sich mit der 
Anwendung der wissenschaftlichen Erkenntnisse auf 
und der Abschätzung ihrer Folgen für Gesellschaft 
und Natur beschäftigen, 
 

4. die wirtschaftlichen und sozialen Belange der Studie-
renden wahrzunehmen; hierzu können auch Maß-
nahmen gehören, die den Studierenden die preis-
günstige Benutzung öffentlicher Verkehrsmittel er-
möglichen, 

5. die geistigen und kulturellen Interessen der Studie-
renden zu unterstützen, 

6. den Studierendensport zu fördern, 

7. die Beziehungen zu deutschen und ausländischen 
Studierenden zu pflegen, 

8. bei Verfahren zur Bewertung der Qualität der Lehre 
mitzuwirken, 

9. bei Beschwerdeverfahren in Prüfungsangelegenhei-
ten mitzuwirken. 

(3) Organe der Studierendenschaft sind das Studieren-
denparlament und der Allgemeine Studierendenaus-
schuss. 

(4) Die Studierenden in Selbstverwaltungseinheiten nach 
§ 90 Absatz 3 bilden Fachschaften, die eigene Organe 
wählen können. Auch in anderen Fällen können Fach-
schaften vorgesehen werden. Die Satzung der Studieren-
denschaft regelt das Nähere. 

(5) Die Mitglieder der Organe der Studierendenschaft 
und der Fachschaften sind an Weisungen und Aufträge 
nicht gebunden. 

 

§ 103 
Satzung 

(1) Die Studierendenschaft regelt ihre innere Ordnung 
durch eine Satzung, die vom Studierendenparlament 
beschlossen wird. Sie bedarf der Genehmigung des Prä-
sidiums. 

(2) Die Satzung muss insbesondere Bestimmungen ent-
halten über: 

1. die Zusammensetzung, die Wahl, die Einberufung, die 
Befugnisse und die Beschlussfassung der Organe der 
Studierendenschaft, 
 
 

2. die Amtszeit der Mitglieder der Organe der Studie-
rendenschaft und den Verlust der Mitgliedschaft, 

3. die Aufstellung und Ausführung des Haushaltsplans 
der Studierendenschaft, die Zuweisung von Mitteln 
an die Fachschaften und die Rechnungslegung. 

(3) Die in Absatz 2 Nummer 1 genannten Bestimmungen 
über die Wahl sowie die in Absatz 2 Nummer 3 genann-
ten Bestimmungen können auch in besonderen Ordnun-
gen (Wahlordnung; Wirtschaftsordnung) getroffen wer-
den. 

 

§ 104 
Beitrag der Studierenden 

(1) Die Studierenden leisten einen Beitrag, der der Stu-
dierendenschaft zur Erfüllung ihrer Aufgaben zur Ver-
fügung steht. 

(2) Das Studierendenparlament erlässt eine Beitragsord-
nung, die der Genehmigung des Präsidiums bedarf. Sie 
muss insbesondere Bestimmungen enthalten über die 
Beitragspflicht und die Höhe des Beitrags; Beitragsantei-
le für Maßnahmen, die den Studierenden die preisgüns-
tige Benutzung öffentlicher Verkehrsmittel ermöglichen, 
sind ebenso gesondert auszuweisen wie Beitragsanteile 
zur Finanzierung von Kosten, die auf Grund von Erstat-
tungsleistungen im Einzelfall entstehen können. Der 
Beitrag ist so festzusetzen, dass er unter Berücksichti-
gung anderer Einnahmen in einem angemessenen Ver-
hältnis zu dem Umfang der von der Studierendenschaft 
zu erfüllenden Aufgaben steht.  

(3) Der Beitrag wird von der für die Hochschule zustän-
digen Kasse eingezogen. 

 

§ 105 
Haushaltswirtschaft 

(1) Für das Haushalts-, Kassen- und Rechnungswesen 
der Studierendenschaft sind die für die Freie und Hanse-
stadt Hamburg geltenden Vorschriften entsprechend 
anzuwenden, soweit die Satzung der Studierendenschaft 
oder die Wirtschaftsordnung nichts anderes bestimmt.  

(2) Die Studierendenschaft stellt einen Haushaltsplan 
auf. Er ist entweder von der Präsidentin oder dem Präsi-
denten oder von einem gesondert bestellten Wirtschafts-
rat zu genehmigen, dem eine Professorin oder ein Pro-
fessor, ein Mitglied des TVP und drei vom Studieren-
denparlament gewählte Studierende angehören. 

(3) Der Genehmigung der Präsidentin, des Präsidenten 
oder des Wirtschaftsrats bedürfen auch Änderungen und 
Überschreitungen des Haushaltsplans sowie das Einge-
hen von Verbindlichkeiten für eine längere Zeit als ein 
Jahr.  
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(4) Die Haushaltsführung der Studierendenschaft ist 
entweder von der Präsidentin oder dem Präsidenten, von 
einer anerkannten Wirtschaftsprüfergesellschaft oder 
dem Wirtschaftsrat zu überprüfen. Sofern die Überprü-
fung dem Wirtschaftsrat übertragen ist, beschließt er 
über die Entlastung des Allgemeinen Studierendenaus-
schusses mit einer Mehrheit von zwei Dritteln seiner 
Mitglieder. 

(5) Die Satzung der Studierendenschaft oder die Wirt-
schaftsordnung regelt das Nähere. 

 

§ 106 
Haftung, Aufsicht 

(1) Für Verbindlichkeiten der Studierendenschaft haftet 
nur deren Vermögen. 

(2) Die Studierendenschaft untersteht der Rechtsaufsicht 
des Präsidiums. Die in § 107 der zuständigen Behörde 
eingeräumten Befugnisse stehen gegenüber der Studie-
rendenschaft dem Präsidium zu. 

 

SIEBTER TEIL 

Aufsicht 

§ 107 
Rechtsaufsicht 

(1) Die zuständige Behörde kann sich jederzeit über 
Angelegenheiten der Hochschule unterrichten. Die 
Hochschulleitung ist verpflichtet, die dafür erforderliche 
Unterstützung zu leisten. 

(2) Die zuständige Behörde kann rechtswidrige Be-
schlüsse und andere rechtswidrige Maßnahmen bean-
standen und deren Aufhebung verlangen. Die Beanstan-
dung hat aufschiebende Wirkung. 

(3) Erfüllen Organe der Hochschule nicht die ihnen nach 
diesem Gesetz obliegenden Pflichten, kann die zuständi-
ge Behörde sie mit Fristsetzung auffordern, das Erfor-
derliche zu veranlassen. 

(4) Die zuständige Behörde kann anstelle einer Hoch-
schule handeln, wenn deren Organe handlungsunfähig 
sind oder die Hochschule es rechtswidrig unterlässt zu 
handeln. 

(5) Wenn und solange die Befugnisse nach den Absätzen 
2 bis 4 nicht ausreichen, kann die zuständige Behörde 
Beauftragte bestellen, die die Aufgaben einzelner oder 
mehrerer Organe wahrnehmen. Soweit möglich, sollen 
als Beauftragte solche Personen bestellt werden, die für 
entsprechende Ämter wählbar sind. 

(6) Aufsichtsmaßnahmen nach den Absätzen 2 bis 5 
müssen darauf gerichtet sein, die Wahrnehmung der 
Aufgaben der Hochschule nach den Vorschriften dieses 
Gesetzes zu gewährleisten. Sie sind so auszuwählen und 
anzuwenden, dass die Hochschule ihre Aufgaben alsbald 
wieder selbst erfüllen kann. 

 

§ 108 

Genehmigung, Anzeige, Veröffentlichung 

(1) Satzungsregelungen nach § 38 Absatz 1 Satz 4 sowie 
Satzungen nach § 72 Absatz 4 bedürfen der Genehmi-
gung der zuständigen Behörde. Grundordnungen, Sat-
zungen über Qualitätsbewertungsverfahren und Gebüh-
rensatzungen nach § 6 Absätze 5 und 8 bedürfen der 
Genehmigung des Hochschulrats. Satzungen nach § 37 
Absatz 2, Hochschulprüfungsordnungen sowie Ordnun-
gen nach § 56 Absatz 3 bedürfen der Genehmigung des 
Präsidiums. 

(2) Die Genehmigung ist zu versagen, wenn gegen Vor-
schriften dieses Gesetzes oder andere Rechtsvorschriften 
verstoßen wird. Sie kann versagt werden, wenn die in 
diesem Gesetz oder anderen Rechtsvorschriften nieder-
gelegten Ziele nicht angemessen verwirklicht werden 
oder wenn ein Verstoß gegen die Grundsätze der Wirt-
schaftlichkeit und Sparsamkeit im Sinne der Landes-
haushaltsordnung vorliegt. 

(3) Die Genehmigung einer Hochschulprüfungsordnung 
ist ferner zu versagen, wenn sie eine mit § 53 nicht ver-
einbare Regelstudienzeit vorsieht. Sie kann ferner ver-
sagt werden, wenn die Prüfungsordnung anderen Vor-
schriften über die Regelstudienzeit, überregionalen Emp-
fehlungen oder Rahmenprüfungsordnungen nicht ent-
spricht. 

(4) Eine Genehmigung kann teilweise erteilt oder befris-
tet werden. Sie kann widerrufen werden; die Vorschrift 
tritt mit dem im Widerruf bezeichneten Zeitpunkt außer 
Kraft. Bei der Genehmigung können Schreibfehler, 
Rechenfehler und ähnliche offenbare Unrichtigkeiten 
berichtigt sowie nach Anhörung der Körperschaft, die 
die Satzung erlassen hat, Unstimmigkeiten und Unklar-
heiten des Wortlauts beseitigt und gesetzlich zwingend 
gebotene Änderungen vorgenommen werden. 

(5) Grundordnungen, Hochschulprüfungsordnungen, 
Immatrikulationsordnungen und Wahlordnungen sowie 
Satzungen und Beitragsordnungen der Studierenden-
schaften sind im Amtlichen Anzeiger zu veröffentlichen. 
Sonstige Satzungen werden von der Hochschule in ge-
eigneter Weise bekannt gemacht. 

(6) Satzungen, die nicht der Genehmigung der zuständi-
gen Behörde bedürfen, sind dieser Behörde anzuzeigen. 

 

§ 109 
Haushaltswirtschaft 

(1) Alle Einnahmen und Ausgaben müssen für jede 
Hochschule in einen Wirtschaftsplan eingestellt werden.  

(2) Absatz 1 gilt nicht für das eigene Vermögen der 
Hochschulen. Auf die Verwaltung dieses Vermögens 
sind die für das Haushalts-, Kassen- und Rechnungswe-
sen der Freien und Hansestadt Hamburg geltenden Vor-
schriften entsprechend anzuwenden; die zuständige 
Behörde kann Abweichungen gestatten. 
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(3) Im Haushaltsplan ist über die Ziel- und Leistungs-
vereinbarungen zu berichten. 

 

§ 110 
Studienjahr 

(1) Die Hochschulen legen die Einteilung des Studien-
jahres in Vorlesungszeiten und vorlesungsfreie Zeiten 
fest. 

(2) Die zuständige Behörde trifft nach Anhörung der 
Hochschulen allgemeine Bestimmungen für die Eintei-
lung des Studienjahres. 

 

§ 111 
Personenbezogene Daten 

(1) Die Hochschulen dürfen von Studienbewerberinnen 
und Studienbewerbern, Studierenden, Prüfungskandida-
tinnen und Prüfungskandidaten, Absolventinnen und 
Absolventen sowie sonstigen Nutzerinnen und Nutzern 
von Hochschuleinrichtungen diejenigen personenbezo-
genen Daten erheben und verarbeiten, die für die Identi-
fikation, die Zulassung, die Immatrikulation, die Rück-
meldung, die Beurlaubung, die Teilnahme an Lehrveran-
staltungen, die Prüfungen, die Nutzung von Hochschul-
einrichtungen, die Hochschulplanung und die Kontakt-
pflege mit ehemaligen Hochschulmitgliedern erforder-
lich sind. Für Studierende kann zu diesem Zweck ein 
maschinenlesbarer Studierendenausweis eingeführt wer-
den. 

(2) Die Hochschulen können zur Wahrnehmung ihrer 
Aufgaben in der Lehre die Teilnehmerinnen und Teil-
nehmer von Lehrveranstaltungen anonym über Ablauf 
sowie Art und Weise der Darbietung des Lehrstoffs 
befragen und die gewonnenen Daten verarbeiten. Eine 
Auskunftspflicht der Teilnehmerinnen und Teilnehmer 
besteht nicht. Die ausgewerteten Ergebnisse sind den 
betroffenen Lehrenden bekannt zugeben. Die Bezeich-
nung der Lehrveranstaltungen, die Namen der Lehren-
den und die ausgewerteten Ergebnisse können ferner den 
zuständigen Gremien bekannt gegeben und zur Bewer-
tung und Evaluation der Lehre verwendet werden. Eine 
Verwendung zu anderen Zwecken ist unzulässig. 

(3) Die Hochschulen können vom wissenschaftlichen 
und künstlerischen Personal diejenigen personenbezoge-
nen Daten erheben und verarbeiten, die zur Beurteilung 
der Lehr- und Forschungstätigkeit, des Studienangebots 
und des Ablaufs von Studium und Prüfungen, für Pla-
nungs- und Organisationsentscheidungen, zur Erfüllung 
des Gleichstellungsauftrags sowie zur Kontaktpflege mit 
ehemaligen Mitgliedern erforderlich sind. 

(4) Die Hochschulen regeln das Nähere durch Satzung, 
insbesondere 

1. welche Daten nach Absatz 1 erhoben und verarbeitet 
werden dürfen, die Aufbewahrungsfrist und das Ver-
fahren bei der Ausübung des Auskunfts- und Ein-
sichtsrechts, 
 
 

 

2. welche diese Daten für die Zwecke der Hochschul-
statistik verwendet und der dafür zuständigen Behör-
de übermittelt werden dürfen, 

3. die Daten und Funktionen eines maschinenlesbaren 
Studierendenausweises, die in diesem Zusammen-
hang nötigen Verfahrensregelungen sowie die Daten, 
die zur Erteilung des Ausweises erhoben und verar-
beitet werden müssen, 

4. welche Daten nach Absatz 3 erhoben werden dürfen, 
die Verfahren der Erhebung dieser Daten sowie ihrer 
Verarbeitung und Auswertung. 

 

ACHTER TEIL 

Staatliche Anerkennung als Hochschule 

§ 112 
Wissenschaftliche Hochschule der Bundeswehr 

(1) Die zuständige Behörde kann der Universität der 
Bundeswehr Hamburg, die von der Bundesrepublik 
Deutschland als wissenschaftliche Hochschule für die 
Ausbildung von Soldatinnen und Soldaten errichtet 
worden ist, für bestimmte Studiengänge das Recht über-
tragen, Prüfungen abzunehmen, akademische Grade zu 
verleihen und in diesen Studiengängen auch zivile Stu-
dierende auszubilden. 

(2) Die Übertragung darf nur erfolgen, wenn gewährleis-
tet ist, dass 

1. die Ausbildung derjenigen in vergleichbaren Stu-
diengängen der Universität Hamburg oder einer ent-
sprechenden anderen wissenschaftlichen Hochschule 
gleichwertig ist, 

2. die hauptberuflich Lehrenden die Einstellungsvor-
aussetzungen erfüllen, die für entsprechende Tätig-
keiten an der Universität Hamburg oder einer ent-
sprechenden anderen wissenschaftlichen Hochschule 
gefordert werden, und sie im Einvernehmen mit der 
zuständigen Behörde berufen werden, 

3.  die Studierenden die allgemeine Hochschulreife 
haben oder die Voraussetzungen von § 38 oder von  
§ 39 Absatz 1 oder 3 erfüllen, 

4. die Angehörigen der Hochschule an der Gestaltung 
der akademischen Angelegenheiten in sinngemäßer 
Anwendung der Grundsätze dieses Gesetzes mitwir-
ken. 

(3) Die Prüfungsordnungen der Hochschule sowie die 
Bestimmungen über die Bezeichnung der zu verleihen-
den akademischen Grade bedürfen der Genehmigung 
durch die zuständige Behörde; § 108 Absätze 2 bis 4 gilt 
entsprechend. Studienordnungen der Hochschule sind 
der zuständigen Behörde anzuzeigen. 
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(4) Ist der Hochschule für bestimmte Studiengänge das 
Recht übertragen, Prüfungen abzunehmen und akademi-
sche Grade zu verleihen, kann die zuständige Behörde 
der Hochschule für die zu diesen Studiengängen gehö-
renden Fächer das Promotions- und Habilitationsrecht 
übertragen. Absatz 3 Satz 1 gilt entsprechend. 

(5) Die Hochschule untersteht hinsichtlich des akademi-
schen Unterrichts und der akademischen Prüfungen, der 
Heranbildung des wissenschaftlichen Nachwuchses und 
der Verleihung akademischer Grade der Aufsicht durch 
die zuständige Behörde. Über Inhalt und Umfang der 
Aufsicht im Einzelnen sowie über das Verfahren bei der 
Ausübung der Aufsicht kann der Übertragungsbescheid 
nähere Bestimmungen treffen. Die zuständige Behörde 
überwacht die Einhaltung der Bestimmungen des Über-
tragungsbescheides. 

 

§ 113 
Evangelische Fachhochschule für Sozialpädagogik 

(1) Die aufgrund von § 54 des Fachhochschulgesetzes in 
der Fassung vom 24. April 1973 (HmbGVBl. S. 147) in 
der bis zum 1. Januar 1979 geltenden Fassung geneh-
migte Evangelische Fachhochschule für Sozialpädagogik 
kann fortgeführt werden, wenn 

1. die Studienbewerberinnen und Studienbewerber die 
Voraussetzungen für den Zugang zum Studiengang 
Sozialpädagogik an der Hochschule für angewandte 
Wissenschaften Hamburg erfüllen, 

2. die hauptberuflich Lehrenden die Einstellungsvor-
aussetzungen erfüllen, die für eine entsprechende Tä-
tigkeit an der  Hochschule für angewandte Wissen-
schaften Hamburg gefordert werden, 

3. die Angehörigen dieser Einrichtung an den Beschlüs-
sen über Organisation und Gestaltung von Studium 
und Lehre in sinngemäßer Anwendung der Vor-
schriften dieses Gesetzes mitwirken. 

(2) Die  Evangelische Fachhochschule für Sozialpäda-
gogik untersteht der Aufsicht der zuständigen Behörde. 
Die Prüfungsordnung bedarf der Genehmigung durch 
die zuständige Behörde. § 108 Absätze 2 bis 4 gilt ent-
sprechend. Eine Studienordnung ist der zuständigen 
Behörde anzuzeigen.  

(3) Die Genehmigung kann widerrufen werden, wenn 
die Voraussetzungen des Absatzes 1 nicht mehr vorlie-
gen oder Auflagen des Genehmigungsbescheides nicht 
erfüllt werden. 

(4) Die Evangelische Fachhochschule für Sozialpädago-
gik trägt die Bezeichnung "Evangelische Hochschule für 
soziale Arbeit und Diakonie". 

 
 
 
 
 

§ 114 
Staatliche Anerkennung als Hochschule 

Eine Bildungseinrichtung, die nicht staatliche Hochschu-
le ist, kann als Hochschule staatlich anerkannt werden, 
wenn 
 

1. das Studium an dem in § 49 genannten Ziel ausge-
richtet ist, 

2. eine Mehrzahl von nebeneinander bestehenden oder 
aufeinander folgenden Studiengängen an der Bil-
dungseinrichtung allein oder im Verbund mit ande-
ren Einrichtungen des Bildungswesens vorhanden 
oder im Rahmen einer Ausbauplanung vorgesehen 
ist; dies gilt nicht, wenn innerhalb einer Fachrichtung 
die Einrichtung einer Mehrzahl von Studiengängen 
durch die wissenschaftliche Entwicklung oder das 
entsprechende berufliche Tätigkeitsfeld nicht nahe-
gelegt wird, 

3. die Ausbildung und die Prüfungen denjenigen in 
vergleichbaren Studiengängen staatlicher Hochschu-
len gleichwertig sind, 

4. die Studienbewerberinnen und Studienbewerber die 
Voraussetzungen für die Aufnahme in eine entspre-
chende staatliche Hochschule erfüllen, 

5. die Lehraufgaben der Bildungseinrichtung in der 
Regel von hauptberuflich Lehrenden als ständige 
Aufgabe erfüllt werden, 

6. die hauptberuflich Lehrenden die 
Einstellungsvoraussetzungen erfüllen, die für 
entsprechende Tätigkeiten an staatlichen 
Hochschulen gefordert werden,  

7. die Angehörigen der Bildungseinrichtung an der 
Gestaltung der akademischen Angelegenheiten in 
sinngemäßer Anwendung der Grundsätze dieses Ge-
setzes mitwirken, 

 
8. die Vermögensverhältnisse des Trägers der Bil-

dungseinrichtung deren vollständige Finanzierung 
aus eigenen Mitteln des Trägers auf Dauer gesichert 
erscheinen lassen, 

 
9. die wirtschaftliche und rechtliche Stellung der Leh-

renden dauerhaft gesichert ist. 

 

§ 115 
Anerkennungsverfahren 

(1) Die Anerkennung wird vom Senat auf Antrag ausge-
sprochen; sie kann befristet und mit Auflagen versehen 
werden, die der Erfüllung der Voraussetzungen des § 
114 dienen. 

(2) In dem Anerkennungsbescheid ist festzulegen, 

1. auf welche Studiengänge sich die Anerkennung er-
streckt, 
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2. wie die Hochschule gegliedert ist, 

3. welche Kollegialorgane zu bilden und wie sie zu-
sammenzusetzen sind, 

4. welche Hochschulprüfungen abgenommen und wel-
che Hochschulgrade verliehen werden dürfen und 

5. welche Bezeichnung die Hochschule führt. 

 

§ 116 
Rechtswirkungen der Anerkennung 

(1) Die Hochschule kann im Rahmen der Anerkennung 
Hochschulprüfungen abnehmen, Zeugnisse erteilen und 
Hochschulgrade verleihen; diese verleihen die gleichen 
Berechtigungen wie Hochschulprüfungen, Zeugnisse 
und Hochschulgrade gleicher Studiengänge an staatli-
chen Hochschulen. Die Hochschule kann mit staatlichen 
Hochschulen zusammenwirken. 

(2) Das an einer staatlich anerkannten Hochschule abge-
schlossene Studium ist ein abgeschlossenes Hochschul-
studium im Sinne dieses Gesetzes. 

(3) Die Prüfungsordnungen sowie die Bezeichnung der 
zu verleihenden Hochschulgrade bedürfen der Genehmi-
gung durch die zuständige Behörde; § 108 Absätze 2 bis 
4 gilt entsprechend. Studienordnungen sind der zustän-
digen Behörde anzuzeigen. 

(4) Die Einstellung von hauptberuflich Lehrenden und 
die Änderung der mit ihnen abgeschlossenen Verträge 
sind von der zuständigen Behörde zu genehmigen Die 
zuständige Behörde kann dem Träger der Hochschule 
gestatten, hauptberuflich Lehrenden sowie Personen, die 
die Voraussetzungen des § 17 Absatz 1 erfüllen, beson-
dere Bezeichnungen zu verleihen. 

(5) Die zuständige Behörde kann sich jederzeit über 
Angelegenheiten der Hochschule unterrichten; die 
Hochschule ist verpflichtet, die dafür erforderliche Un-
terstützung zu leisten. Die zuständige Behörde kann 
staatliche Beauftragte zu Hochschulprüfungen entsen-
den. 

 

§ 117 
Verlust der Anerkennung 

(1) Die Anerkennung erlischt, wenn die Hochschule 
nicht binnen eines Jahres seit Zustellung des Anerken-
nungsbescheides den Studienbetrieb aufnimmt oder 
wenn der Studienbetrieb ein Jahr geruht hat. 

(2) Die Anerkennung ist zurückzunehmen, wenn ihre 
Voraussetzungen im Zeitpunkt der Erteilung nicht gege-
ben waren und diesem Mangel trotz Aufforderung durch 
die zuständige Behörde innerhalb einer bestimmten Frist 
nicht abgeholfen wird. 
 
 
 
 
 
 
 

(3) Die Anerkennung ist zu widerrufen, wenn 

1. Voraussetzungen für die Anerkennung weggefallen 
sind und diesem Mangel trotz Aufforderung durch 
die zuständige Behörde innerhalb einer bestimmten 
Frist nicht abgeholfen wird oder 

 
2. der Träger oder die Leitung der Hochschule wie- 

derholt gegen die ihm nach diesem Gesetz oder dem 
Anerkennungsbescheid obliegenden Pflichten ver-
stößt. 

 

(4) Im Fall der Rücknahme oder des Widerrufs der An-
erkennung soll den Studierenden die Beendigung ihres 
Studiums ermöglicht werden. 
 
(5) Die Aufhebung der Hochschule durch ihren Träger 
ist bei Einteilung des Studiums in Semester nur zum 
Ende eines Semesters und bei Einteilung des Studiums 
in Studienjahre nur zum Ende eines Studienjahres zuläs-
sig. Sie ist spätestens ein Jahr vor ihrem Wirksamwerden 
der zuständigen Behörde anzuzeigen. 
 

NEUNTER TEIL 

Ordnungswidrigkeiten 

§ 118 
Ordnungswidrigkeiten 

(1) Ordnungswidrig handelt, wer vorsätzlich oder fahr-
lässig  

1.  entgegen § 68 Absatz 2 Grade oder Graden zum 
Verwechseln ähnliche Bezeichnungen verleiht, 

2. unbefugt die Bezeichnung Universität, Hochschule, 
Fachhochschule, Kunsthochschule allein oder in 
Verbindung mit anderen Bezeichnungen oder eine 
Bezeichnung führt, die ihnen zum Verwechseln ähn-
lich ist. 

(2) Ordnungswidrigkeiten nach Absatz 1 können mit 
Geldbußen bis zu 60.000 Euro geahndet werden. 

 

ZEHNTER TEIL 

Übergangs- und Schlussbestimmungen 

Erster Abschnitt 
Personal- und mitgliedschaftsrechtliche Bestimmun-

gen 

§ 119 
Personalrechtliche Übergangsbestimmungen 

(1) Auf die beim In-Kraft-Treten des 
Hochschulrechtsänderungsgesetzes vom 18. April 1991 
(HmbGVBl. S. 139) noch nicht abgeschlossenen 
Übernahmeverfahren finden die §§ 160 bis 163 und 
§ 165 in der bis zum 30. April 1991 geltenden Fassung 
dieses Gesetzes weiterhin Anwendung. 
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(2) Das Regelerfordernis der Juniorprofessur nach § 15 
Absatz 4 Satz 1 und des Nachweises der pädagogischen 
Eignung durch entsprechende Leistungen in der Junior-
professur nach § 15 Absatz 2 ist ab dem 1. Januar 2010 
zu erfüllen; bis zu diesem Zeitpunkt sind die entspre-
chenden Bestimmungen des § 15 Absätze 2 und 4 dieses 
Gesetzes in der bis zum 14. Mai 2003 geltenden Fassung 
weiterhin anzuwenden. § 15 Absatz 4 Satz 3 gilt nicht 
für Prüfungsverfahren, die vor dem 1. Januar 2010 be-
endet worden sind; bei Juniorprofessorinnen und Junior-
professoren findet jedoch § 15 Absatz 4 Satz 3 bereits ab 
dem 15. Mai 2003 Anwendung. 

(3) Die Hochschulen können frei werdende Stellen des 
wissenschaftlichen Personals nach Maßgabe der mit der 
zuständigen Behörde abzustimmenden Personalstruktur-
planung unter Wahrung der Kostenneutralität in dem 
erforderlichen Umfang in Planstellen der Besoldungs-
gruppe W 1 umwandeln. 

 

§ 120 
Fortbestehende Rechtsverhältnisse 

(1) Beamtinnen und Beamte, die am 1. Januar 1979 an 
einer Hochschule tätig waren und nicht in ein anderes 
Amt übergeleitet oder übernommen werden, verbleiben 
in ihrem bisherigen Dienstverhältnis. 

(2) Wissenschaftliche und künstlerische Assistentinnen 
und Assistenten, Oberassistentinnen und Oberassisten-
ten, Oberingenieurinnen und Oberingenieure sowie 
Hochschuldozentinnen und Hochschuldozenten, die am 
14. Mai 2003 an einer Hochschule tätig waren, verblei-
ben in ihren bisherigen Dienstverhältnissen. 

 

§ 121 
Mitgliedschaftsrechtliche Zuordnung 

(1) Die Hochschulen regeln die mitgliedschaftsrechtliche 
Zuordnung der in § 166 des Hamburgischen Hochschul-
gesetzes in der Fassung vom 2. Juli 1991 (HmbGVBl. S. 
249) in seiner bis zum 27. Juli 2001 geltenden Fassung 
genannten Personen bis zum 31. Dezember 2002 durch 
Satzungen nach § 10 Absatz 2. Bis zum In-Kraft-Treten 
dieser Satzungen bleibt die Gruppenzuordnung der ge-
nannten Personen unverändert. 

(2) Hochschuldozentinnen und Hochschuldozenten nach 
§ 22 dieses Gesetzes in der bis zum 14. Mai 2003 gel-
tenden Fassung sind der Gruppe der Hochschullehrerin-
nen und Hochschullehrer zugeordnet. 

(3) Wissenschaftliche und künstlerische Assistentinnen 
und Assistenten, Oberassistentinnen und Oberassistenten 
sowie Oberingenieurinnen und Oberingenieure nach den 
§§ 18 bis 21 dieses Gesetzes in der bis zum 14. Mai 
2003 geltenden Fassung sind der Gruppe des akademi-
schen Personals zugeordnet. 

 

§ 122 
Vertretung der Dozentinnen und Dozenten  

in der Universität 

(1) Die Universität kann durch Satzung bestimmen, dass 
nicht habilitierte Dozentinnen und Dozenten im Sinne 
des § 7 Nummer 1 Buchstabe b des Universitätsgesetzes 
in der Fassung vom 24. April 1973 (HmbGVBl. S. 127, 
284) in der bis zum 1. Januar 1979 geltenden Fassung 
eine weitere Gruppe im Sinne des § 10 Absatz 1 bilden, 
deren Sitze auf die Sitze des akademischen Personals 
angerechnet werden. 

(2) Die Satzung trifft alle näheren Bestimmungen, insbe-
sondere für welche Gremien Absatz 1 Anwendung fin-
den soll, wie viele Sitze die Gruppe erhält, und bis wann 
die Regelung gelten soll. Bis zum In-Kraft-Treten der 
Satzung bleibt die Gruppenzuordnung dieser Personen 
unverändert. 

 

§ 123 
Fortsetzung von Berufungsverfahren 

(1) Berufungsverfahren, deren Ausschreibungsfrist bei 
In-Kraft-Treten dieses Gesetzes abgelaufen war, werden 
nach den bis dahin geltenden Vorschriften fortgesetzt.  

(2) Berufungsverfahren, deren Ausschreibungsfrist bei 
In-Kraft-Treten des Hochschulmodernisierungsgesetzes 
abgelaufen war, werden nach den bis dahin geltenden 
Vorschriften fortgesetzt. 

(3) Bis zur Verabschiedung des ersten Struktur- und 
Entwicklungsplans durch den Hochschulrat nach § 84 
Absatz 1 Nummer 4 sind Entwürfe von Ausschreibungs-
texten für Professuren und Juniorprofessuren vor der 
Veröffentlichung der zuständigen Behörde zur Stellung-
nahme zuzuleiten. Die zuständige Behörde kann inner-
halb von vier Wochen nach der Zuleitung eines Ent-
wurfs Einwendungen gegen diesen erheben. 

 

§ 124 
Präsidentinnen, Präsidenten,  

Vizepräsidentinnen, Vizepräsidenten 

(1) Die Präsidentinnen, Präsidenten, Vizepräsidentinnen 
und Vizepräsidenten erhalten mit In-Kraft-Treten des 
Hochschulmodernisierungsgesetzes die Rechtsstellung 
nach dem genannten Gesetz. Endet ihre Amtszeit vor der 
Bestimmung von Nachfolgerinnen oder Nachfolgern 
nach dem in Satz 1 genannten Gesetz, führen sie ihre 
Ämter bis zum Amtsantritt der Nachfolgerinnen oder 
Nachfolger fort. 

(2) Vizepräsidentinnen und Vizepräsidenten sind inner-
halb eines Jahres nach In-Kraft-Treten des Hochschul-
modernisierungsgesetzes nach den Bestimmungen des 
genannten Gesetzes neu zu wählen. Mit ihrem Amtsan-
tritt enden noch laufende Amtsperioden vorhandener 
Vizepräsidentinnen und Vizepräsidenten. 
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Zweiter Abschnitt 
Wahl- und Organisationsbestimmungen 

§ 125 
Hochschulräte und Hochschulsenate 

(1) Innerhalb von sechs Monaten nach In-Kraft-Treten 
des Hochschulmodernisierungsgesetzes sind erstmals die 
Hochschulräte nach § 84 zu bestimmen und zu wählen. 

(2) Die Hochschulsenate sind erstmals im Sommerse-
mester 2004 nach den Bestimmungen des Hochschul-
modernisierungsgesetzes neu zu wählen. Die bestehen-
den Hochschulsenate erhalten mit In-Kraft-Treten des 
Hochschulmodernisierungsgesetzes die Rechtsstellung 
nach dem genannten Gesetz; ihre Amtszeit endet mit 
dem Beginn der Amtszeiten der nach Satz 1 neu gewähl-
ten Hochschulsenate. Die bestehenden Hochschulsenate 
beschließen so rechtzeitig Grundordnungsregelungen 
nach § 82 Absatz 2 Satz 1 und § 85 Absatz 3 Satz 4, 
dass diese rechtzeitig vor den Wahlen nach Satz 1 und 
nach § 124 Absatz 2 Satz 1 in Kraft treten können. 

(3) Bis zur ersten Bestimmung und Wahl von Hoch-
schulräten nach Absatz 1 richtet sich das Verfahren zur 
Aufstellung der Wirtschaftspläne nach § 84 Absatz 1 
Nummer 5 und § 109 dieses Gesetzes in seiner bis zum 
14. Mai 2003 geltenden Fassung. 
 

§ 126 
Organisation unterhalb der zentralen Ebene 

(1) Die in den Hochschulen bestehenden Selbstverwal-
tungseinheiten, sonstigen Organisationsgliederungen 
und Organe unterhalb der zentralen Ebene sowie deren 
Zuständigkeiten werden durch das In-Kraft-Treten die-
ses Gesetzes nicht berührt. 

(2) In der Grundordnung wird der Zeitpunkt bestimmt, 
zu dem eine neue Selbstverwaltungsstruktur nach § 90 
die bestehenden Selbstverwaltungseinheiten ersetzt. 
Noch laufende Amtsperioden der bei In-Kraft-Treten des 
Hochschulmodernisierungsgesetzes unterhalb der zentra-
len Ebene bestehenden Selbstverwaltungsorgane enden 
mit dem Beginn der Amtszeit der in der Grundordnung 
vorgesehenen Organe; enden die Amtsperioden solcher 
Selbstverwaltungsorgane vor dem Beginn der Amtszeit 
der in der Grundordnung vorgesehenen Organe, können 
für die verbleibende Zeit Wahlen nach den bei In-Kraft-
Treten des Hochschulmodernisierungsgesetzes geltenden 
Bestimmungen durchgeführt werden. 

 

§ 126a 
Studiengänge 

Bis zur Verabschiedung des ersten Struktur- und Ent-
wicklungsplans durch den Hochschulrat nach § 84 Ab-
satz 1 Nummer 4 bedarf die Einrichtung, Änderung oder 
Aufhebung eines Studiengangs der Genehmigung der 
zuständigen Behörde. 

 

 
 

Dritter Abschnitt 
Andere Rechtsvorschriften 

§ 127 
Prüfungsordnungen 

Hochschulprüfungsordnungen und staatliche Prüfungs-
ordnungen nach § 65 Absatz 1 des Hamburgischen 
Hochschulgesetzes in der Fassung vom 2. Juli 1991 in 
der bis zum 27. Juli 2001 geltenden Fassung sind inner-
halb von zwei Jahren nach In-Kraft-Treten dieses Geset-
zes den Vorschriften dieses Gesetzes anzupassen. 

 

§ 128 
Satzungen  

Satzungen nach § 128 des Hamburgischen Hochschulge-
setzes in der Fassung vom 2. Juli 1991 in der bis zum 
27. Juli 2001 geltenden Fassung und Satzungen der 
Studierendenschaften gelten fort. Satzungen der Studie-
rendenschaften treten zwei Jahre nach In-Kraft-Treten 
dieses Gesetzes außer Kraft, soweit sie diesem Gesetz 
widersprechen. Satzungen nach § 111 Absatz 4 sind von 
den Hochschulen bis zum 31. Dezember 2003 zu 
beschließen. 

 

§ 129 
Grundordnungen 

(1) Die Grundordnungen nach § 2 Absatz 2 sind bis zum 
31. März 2005 zu beschließen. 

(2) Die für die Funktionsfähigkeit der Hochschulorgane 
nach diesem Gesetz notwendigen Bestimmungen der 
Grundordnung, insbesondere die Regelungen nach § 80 
Absatz 2 (Amtszeit der Präsidentin oder des Präsiden-
ten), § 82 Absatz 1 (Zahl und Amtszeit der Vizepräsi-
dentinnen oder Vizepräsidenten) und § 83 Absatz 2 
(Amtszeit der Kanzlerin oder des Kanzlers) sind inner-
halb eines Jahres nach In-Kraft-Treten dieses Gesetzes 
zu beschließen. 

 

§ 129a 
Studiengebühren, Studienguthaben 

(1) Studiengebühren nach § 6 Absatz 7 sind erstmals 
zum Sommersemester 2004 zu erheben. Die Satzungen 
nach § 6 Absatz 8 Satz 3 sind so rechtzeitig zu erlassen, 
dass die Hochschulräte sie vor der Erhebung der Stu-
diengebühren im Sommersemester 2004 nach § 84 Ab-
satz 1 Nummer 7 genehmigen können. Für die Studie-
renden, deren Studienguthaben nach § 6 Absatz 6 in dem 
Semester, in dem das Hochschulmodernisierungsgesetz 
in Kraft tritt, noch nicht erschöpft ist, sind die Studien-
gebühren abweichend von Satz 1 erstmals im Sommer-
semester 2005 zu erheben. 
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(2) Das Studienguthaben von Studierenden, die vor dem 
In-Kraft-Treten des Hochschulmodernisierungsgesetzes 
studiert haben, ist um die Anzahl der Semester zu ver-
ringern, in denen sie, ohne einer Studiengebühr zu unter-
liegen, an einer deutschen Hochschule eingeschrieben 
waren. 

 

§ 130 
Übertragungsermächtigung 

Der Senat kann die in diesem Gesetz enthaltenen Er-
mächtigungen zum Erlass von Rechtsverordnungen auf 
die zuständige Behörde weiter übertragen. 

 

§ 131 
Außer-Kraft-Treten von Vorschriften, 

Fortgeltende Verordnungsermächtigungen, 
Weitergeltung von Prüfungsordnungen 

(1) Mit In-Kraft-Treten dieses Gesetzes tritt das Ham-
burgische Hochschulgesetz in der Fassung vom 2. Juli 
1991 (HmbGVBl. S. 249) in der geltenden Fassung 
außer Kraft. 

(2) Am 30. September 2002 treten außer Kraft: 

1. die Ordnung der Diplomprüfung für Soziologie an 
der Universität Hamburg vom 7. Mai 1985 
(HmbGVBl. S. 119), 

2. die vorläufige Ordnung über die Verleihung des 
Diplomgrades nach bestandener Abschlussprüfung 
an der Hochschule für Wirtschaft und Politik vom 
20. März 1979 (HmbGVBl. S. 108), 

3. die Ordnung für den besonderen Hochschulzugang 
für Berufstätige vom 24. November 1992 
(HmbGVBl. S. 243) in der geltenden Fassung, 

4. die Verordnung über den Zugang zu den künstleri-
schen Studiengängen an der Hochschule für Musik 
und Theater und der Hochschule für bildende Künste 
vom 23. Oktober 1984 (HmbGVBl. S. 217) in der 
geltenden Fassung, 

5. die Verordnung über das Weiterstudium an anderen 
Hochschulen nach bestandener Vorprüfung an der  
Fachhochschule Hamburg vom 1. April 1980 
(HmbGVBl. S. 49),  

6. die Verordnung über den Zugang zum Studium in 
den Studiengängen der Fachrichtung Gestaltung der  
Fachhochschule Hamburg vom 5. Dezember 1989 
(HmbGVBl. S. 235) in der geltenden Fassung. 

(3) Am 30. September 2005 treten außer Kraft:  

1. die Verordnung über die Verleihung des Diplomgra-
des durch die Fachhochschule Hamburg auf Grund 
einer bestandenen staatlichen Abschlussprüfung vom 
24. September 1991 (HmbGVBl. S. 328) in der gel-
tenden Fassung,  

 
 
 
 

2. die Verordnung über die Verleihung des Diplomgra- 
des durch die Evangelische Fachhochschule für So-
zialpädagogik auf Grund einer bestandenen staatli-
chen Abschlussprüfung vom 24. September 1991 
(HmbGVBl. S. 329),  
 

3. die Ordnung der staatlichen Zwischen- und Diplom-
prüfung im Studiengang Softwaretechnik an der 
Fachhochschule Hamburg vom 26. September 1995 
(HmbGVBl. S. 267),  

4. die Ordnung der staatlichen Zwischen- und Diplom-
prüfung im Studiengang Technische Informatik an 
der Fachhochschule Hamburg vom 26. September 
1995 (HmbGVBl. S. 257),  

5. die Ordnung der staatlichen Zwischen- und Diplom-
prüfung im Studiengang Fahrzeugbau und Flugzeug-
bau an der Fachhochschule Hamburg vom 22. No-
vember 1994 (HmbGVBl. S. 291),  

6. die Ordnung der staatlichen Zwischen- und Diplom-
prüfung im Studiengang Mediendokumentation an 
der Fachhochschule Hamburg vom 11. Juli 1995 
(HmbGVBl. S. 159, 256),  

7. die Ordnung der staatlichen Zwischen- und Diplom-
prüfung der Fachrichtung Gestaltung an der Fach-
hochschule Hamburg vom 18. Dezember 1984 
(HmbGVBl. 1985 S. 1), zuletzt geändert am 28. Juni 
1994 (HmbGVBl. S. 191),  

8. die vorläufige Ordnung der staatlichen Zwischenprü-
fung im Studiengang Technische Betriebswirt-
schaftslehre an der Fachhochschule Hamburg vom 
10. August 1993 (HmbGVBl. S. 222),  

9. die Ordnung der staatlichen Zwischen- und Diplom-
prüfung im Studiengang Vermessungswesen an der 
Fachhochschule Hamburg vom 23. Juli 1985 
(HmbGVBl. S. 189), zuletzt geändert am 28. Juni 
1994 (HmbGVBl. S. 191),  

10. die Vorläufige Ordnung der staatlichen Zwischen- 
und Diplomprüfung im Studiengang Schiffsbetrieb 
an der Fachhochschule Hamburg vom 21. Januar 
1992 (HmbGVBl. S. 9). 

(4) Folgende Rechtsverordnungen gelten als auf Grund 
dieses Gesetzes erlassen: 

1.  die Verordnung zur Weiterübertragung der Ermäch-
tigungen zum Erlass von Rechtsverordnungen im 
Hochschulbereich vom 18. Januar 1994 (HmbGVBl. 
S. 15),  

2. die Hochschuldatenverordnung vom 24. November 
1992 (HmbGVBl. S. 248), geändert am 9. Dezember 
1994 (HmbGVBl. S. 434), in der geltenden Fassung,  

3. die Lehrverpflichtungsverordnung vom 18. Januar 
1994 (HmbGVBl. S. 16),  
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4. die Kunsthochschul-Lehrverpflichtungsverordnung 
vom 3. November 1997 (HmbGVBl. S. 517),  

5. die Übernahmeverordnung vom 18. Dezember 1979 
(HmbGVBl. S. 359),  

6. die Verordnung über die Erste Staatsprüfung für 
Lehrämter an Hamburger Schulen vom 18. Mai 1982 
(HmbGVBl. S. 143) 

(5) Folgende Rechtsverordnungen gelten als Satzungen 
der Hochschulen weiter:  

1. die Ordnung für die Diplomprüfung in Erziehungs-
wissenschaft an der Universität Hamburg vom 27. 
August 1985 (HmbGVBl. S. 233), geändert am 15. 
Juni 1994 (Amtl. Anz. 1995 S. 1009),  

2. die Ordnung über die Verleihung des akademischen 
Grades „Diplom in Lebensmittelchemie“ durch den 
Fachbereich Chemie der Universität Hamburg vom 
31. März 1992 (HmbGVBl. S. 69),  

3. die Ordnung der Diplomprüfung für den Studiengang 
Schauspieltheater-Regie an der Universität Hamburg 
und der Hochschule für Musik und Theater vom 1. 
November 1988 (HmbGVBl. S. 209), geändert am 
12. Februar 1992 (Amtl. Anz. S. 365). 

 
 (6) Mit dem Zeitpunkt, an dem eine Satzung nach § 111 
Absatz 4 in Kraft tritt, tritt für die betreffende Hochschu-
le die Hochschuldatenverordnung vom 24. November 
1992 (HmbGVBl. S. 248), geändert am 9. Dezember 
1994 (HmbGVBl. S. 434) außer Kraft.  
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